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KURZFASSUNG 
 
Wir begehen 2022 den 30. Jahrestag der Unterzeichnung des Vertrags von 
Maastricht und seines Protokolls über die Sozialpolitik. Innerhalb dieses 
Zeitraums haben wir ein Vierteljahrhundert lang die Lage des Sozialstaats 
in den Mitgliedstaaten beobachtet. Trotz anfänglicher Zweifel bestätigt 
dieser Bericht 25 Jahre später, dass das Modell der sozialen Marktwirt-
schaft noch immer tragfähig ist. Sozialer Fortschritt kann und muss mit 
wirtschaftlichem Fortschritt einhergehen. Wir haben die Lehren aus den 
früheren Finanzkrisen gezogen und die neue pandemiebedingte Krise 
zeigt uns, dass der Sozialstaat nicht nur die Gesundheitskrise abfedert, 
sondern auch deren wirtschaftliche Härten. Wir sehen jedoch auch eine 
Verlangsamung der wirtschaftlichen und sozialen Konvergenz. Man darf 
hoffen, dass Beispiele von Ländern, die ihren Fortschritt halten oder wei-
terverfolgen, anderen als Anregung dienen, die eine solche Verlang-
samung erfahren. Das ist die Daseinsberechtigung oder „raison d’être“ 
für den Vergleich nationaler Erfahrungen. 
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DANK 
 
Wir feiern 2022 den 30.  Jahrestag des Vertrags über die Europäische 
Union, der am 7. Februar 1992 in Maastricht unterzeichnet wurde – da-
mals von zwölf Ländern. Der Vertrag von Maastricht ebnete den Weg für 
die Europäische Wirtschafts- und Währungsunion (WWU) und beinhaltete 
ein Kapitel über die Sozialpolitik in Form eines Protokolls, das jedoch nur 
elf Länder unterzeichneten. 
   
Im europäischen Einigungsprozess war 1992 ein wichtiges Jahr: Es waren 
große Schritte auf dem Weg zur Vollendung des „Binnenmarkts“ erfor-
derlich. Die unternommenen Anstrengungen schürten jedoch zuneh-
mend Bedenken über die Entstehung eines „sozialen Europas“, das sich 
in mehrfacher Hinsicht langsamer entwickelte. Die Umsetzung der WWU 
und die Konvergenzkriterien schufen neue Sachzwänge für die einzel-
staatlichen Sozialversicherungssysteme. 
   
Im Rahmen einer Untersuchung im Auftrag der Europäischen Kommis-
sion organisierten wir 1992 eine Konferenz für das Europäische Zentrum 
für Arbeitnehmerfragen (EZA) zur WWU und zur sozialen Sicherung, an 
der herausragende Wirtschafts- und Sozialversicherungsexperten teilnah-
men. EZA beauftragte uns, ein Netzwerk von Forschungseinrichtungen 
aufzubauen, um zu untersuchen, inwiefern die Entstehung des „sozialen 
Europas“ erfolgreich war oder fehlschlug. EZA initiierte ein europäisches 
Forschungsprojekt, das die „Lage des Sozialstaats im Jahr 1992“ beleuch-
tete. 
   
Die erste Konferenz mit dieser Gruppe von Wissenschaftler:innen zur 
„Lage des Sozialstaats im Jahr 1992“ fand 1995 statt. Zwölf Forschungs-
gruppen lieferten ähnlich strukturierte Beschreibungen zur Lage des So-
zialstaats um das Jahr 1992 – ein Zeitpunkt, zu dem die weitere 
Integration innerhalb der EU an Dynamik gewann. Die Absicht war, die 
Beschreibung des Sozialstaats und der Wirtschaft zu diesem Zeitpunkt zu 
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bewerten und sich fünf Jahre später erneut zu treffen, um zu beraten, wie 
sich der Sozialstaat unter dem Einfluss der voranschreitenden Integration 
verändert hatte. Seitdem fand diese Konferenz alle fünf Jahre statt: 2000, 
2005, 2010, 2015 und zuletzt 2021 (aufgrund von Covid-19)1. Über ein 
Vierteljahrhundert gab es sechs Konferenzen, die die 30 Jahre seit Beste-
hen des Vertrags von Maastricht 1992 größtenteils abdecken. Daher liefen 
die Konferenzen immer unter dem Titel „Die Lage des Sozialstaats im Jahr 
1992“ (und darüber hinaus). 
   
Der vorliegende Bericht behandelt die Ergebnisse der Konferenz von 
2021. Diese Konferenz baute auf den Beiträgen einer Gruppe engagierter 
Wissenschaftler:innen aus den Mitgliedstaaten auf, die zum Teil seit Pro-
jektbeginn dabei waren. Die vergleichenden Informationen wurden von 
Frederic de Wispelaere und Lynn De Smedt, meinen wissenschaftlichen 
Kolleg:innen am HIVA, aktualisiert und erneuert. Wir danken an dieser 
Stelle allen Projektmitwirkenden für ihre Beiträge. 
   
Abschließend möchten wir dem Europäischen Zentrum für Arbeitneh-
merfragen (EZA) und der Europäischen Kommission danken, die die Ar-
beit ermöglicht haben. Wir sind überzeugt, dass diese Untersuchungen 
ihren Einsatz für die Vertiefung der europäischen Integration im Sinne 
weiteren wirtschaftlichen und sozialen Fortschritts unterstützen werden. 
   
Prof. em. Dr. Jozef Pacolet 
Professor Emeritus mit offiziellen Aufgaben 
HIVA, Forschungsinstitut für Arbeit und Gesellschaft der Katholischen Univer-
sität Löwen 
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1   Die Geschichte des Projekts und die Ergebnisse der Vergleichsuntersuchungen sind auf folgender 
Webseite nachzulesen: https://hiva.kuleuven.be/nl/onderzoek/thema/verzorgingsstaat/p/The-State-
of-the-Welfare-State-in-EU-overview



1 EINFÜHRUNG 
 
Dieser Bericht soll zunächst einen vergleichenden europäischen Über-
blick über die Zahlen geben, während der zweite Teil die nationalen Be-
richte zusammenfasst und dabei nicht nur auf die Zahlen, sondern auch 
auf Fakten und politische Veränderungen eingeht. Ziel der Konferenz ist, 
Lehren aus vergangenen Entwicklungen zu ziehen, die bei der weiteren 
Politikgestaltung als Entscheidungshilfe dienen oder vor einer Verschlech-
terung der Lage warnen können. 
   
Es mag überraschen, dass viele Schlussfolgerungen der vorherigen Kon-
ferenz noch aktuell sind. Allerdings sind nur vier Jahre vergangen und 
2020 war ein Ausnahmejahr. Innerhalb so kurzer Zeit kann sich die Lage 
kaum so drastisch verändern. Oder ändern sich die Zeiten? 
   
Einige der nationalen Berichte bezeichnete ich einmal als „Horror-
geschichten“. Dabei war die Lage gar nicht so schlecht und es gab zumin-
dest eine gewisse Konvergenz, denn 2015 bekam die EU einen weiteren 
Mitgliedstaat und vier Länder traten der Eurozone bei. 
   
Bei der jüngsten Konferenz gab es nichts Derartiges zu vermelden. Im Ge-
genteil: Im Juni 2016 hielt das Vereinigte Königreich ein Referendum über 
den Ausstieg aus der EU ab, und durch das Brexit-Votum hat die EU seit 
Januar 2020 einen Mitgliedstaat weniger. Ich freue mich, dass Kitty Ste-
ward unserer Gruppe dennoch weiter angehört und uns zumindest be-
richten kann, was sich in ihrem Land in der Brexit-Zeit getan hat. Das war 
und ist für Europa oder zumindest für einige Länder von Interesse. Um 
die Auswirkungen in Relation zu setzen: Die Brexit-Anpassungsreserve 
der EU beläuft sich auf 5 Milliarden Euro. Der NextGenerationEU-Fonds 
wird mit 750  Milliarden Euro ausgestattet, das SURE-Instrument mit 
100 Milliarden Euro. 
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Covid-19 hat alles verändert. Die Pandemie trifft alle Länder direkt und 
indirekt, aber nicht im gleichen Ausmaß. Die meisten Länder haben be-
reits zwei Wellen durchgemacht und aktuell bestehen Befürchtungen, 
dass eine dritte Welle kommen könnte. Es ist eine Tragödie, aber zumin-
dest konnten höhere Sterberaten verhindert werden. Die Kosten des 
Lockdowns für die Wirtschaft wurden in Kauf genommen, um höhere Kos-
ten in Form von Menschenleben abzuwenden. 
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2 FAZIT DER 5. KONFERENZ ZUR LAGE 

DES SOZIALSTAATS 
 
Nachfolgend werden die Schlussfolgerungen der Konferenz von 2015 und 
der Vergleichsanalysen in 20 Punkten zusammengefasst: 
 
     1.   Die Finanz- und Schuldenkrise haben die meisten Mitgliedstaaten 

doppelt getroffen. 
 
     2.   Dies führte in den alten wie auch den neuen Mitgliedstaaten zu Sta-

gnation oder sogar einem erheblichen Rückgang des BIP pro Kopf. 
 
     3.   Es wird enorme Anstrengungen erfordern, zu wirtschaftlichem 

Wachstum und sozialem Fortschritt zurückzukehren. Dies ist alter-
nativlos, Nullwachstum ist keine Option. 

 
     4.   Der relative Anstieg der staatlichen Sozialausgaben als prozentua-

ler Anteil des BIP ergibt sich automatisch aus dem Rückgang des 
BIP und der Unveränderbarkeit der staatlichen Ausgaben (Renten 
und Pflege). 

 
     5.   Da die wohlhabenderen Volkswirtschaften vor der Krise mehr für 

den Sozialschutz ausgegeben haben, verschlechtert das kumulierte 
Negativwachstum den Sozialschutz, obwohl der Anteil der Sozial-
ausgaben am BIP relativ betrachtet gestiegen ist. 

 
     6.   Der starke Anstieg des Haushaltsdefizits und der Staatsverschul-

dung in den meisten Mitgliedstaaten ist Ausdruck einer keynesia-
nischen Stabilisierungspolitik, die aber womöglich zu spät kommt 
und zu schwach ausfällt. 
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     7.   Die aktuelle und künftige Tragfähigkeit der Sozialversicherungssys-
teme gehört inzwischen zum Kern der wirtschaftspolitischen Steue-
rung der Europäischen Union. 

 
     8.   In den nächsten Jahren könnten die Mechanismen zur raschen 

Haushaltskonsolidierung und Abbau der Staatsverschuldung zur 
größten Bedrohung für den Erhalt eines hohen Sozialschutzes wer-
den. 

 
     9.   Einige Mitgliedstaaten haben die Sozialversicherungsbeiträge er-

höht. Dies steht im Einklang mit einer alternden Gesellschaft und 
insbesondere der Notwendigkeit höherer und besserer Renten, 
besserer Gesundheitsversorgung und Langzeitpflege.2 

 
     10.   Es besteht die Gefahr, dass die Sozialausgaben durch eine Politik 

sinkender Beiträge und niedriger oder pauschaler Besteuerung, 
die die Kosten eines gut finanzierten Sozialstaats unterbewertet, 
weiter unter Druck geraten.  

 
     11.   Mehrere Mitgliedstaaten verabschieden sich gerade von ihrer 

Strategie, eine starke zweite kapitalmarktbasierte Rentensäule 
aufzubauen. 

 
     12.   Einige Länder, insbesondere die neuen Mitgliedstaaten, haben 

eine hohe Abwanderung. 
 
     13.   Wir beobachten eine beschleunigte Anhebung des gesetzlichen 

Renteneintrittsalters: Bis 2027 wird über der Hälfte der Mitglied-
staaten ein Renteneintrittsalter von 67 Jahren oder höher haben, 
was oft der steigenden Lebenserwartung geschuldet ist. Um die 
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2   Ein Beispiel ist die Erhöhung der Pflegeversicherungsbeiträge in Deutschland um 0,6 Prozentpunkte 
zwischen 2012 und 2017.



Tragfähigkeit der Sozialversicherungssysteme zu gewährleisten, 
liegt der Schwerpunkt darauf, Menschen für den Arbeitsmarkt zu 
(re)aktivieren oder sie länger in nachhaltiger Beschäftigung zu hal-
ten. 

 
    14.    Ein weiterer Ausbau der formellen Pflegesachleistungen ist un-

erlässlich, um eine höhere Beschäftigung und langfristige Verein-
barkeit von Beruf und Privatleben für Menschen im erwerbsfähigen 
Alter mit pflegebedürftigen Angehörigen zu erreichen.  

 
     15.   Es gibt noch soziale Fortschritte, wie die Einführung eines Min-

destlohns oder Mindesteinkommens oder die Dynamik, die in Bel-
gien mit der Entwicklung einer regionalen Pflegeversicherung 
durch die sechste institutionelle Reform entstanden ist. 

 
     16.   Wirtschaftswachstum geht mit einer Verbesserung des Sozial-

schutzes einher und zwar für alle Generationen. Alle Generatio-
nen sitzen im gleichen Boot, auch wenn sich der öffentliche 
Diskurs nahezu ausschließlich mit den Kosten der Alterung be-
fasst. 

 
     17.   Mitgliedstaaten mit geringem Sozialschutz konnten diesen nicht 

verbessern oder mussten ihn sogar weiter abbauen. So entgehen 
ihnen Chancen, Arbeitsplätze zu schaffen und das Wirtschafts-
wachstum anzukurbeln. 

 
     18.   Diese Mitgliedstaaten sind einmal mehr mit einer stärkeren Zen-

tralisierung durch die schärfere (zentrale) Überwachung ihrer öf-
fentlichen Finanzen konfrontiert. 

 
     19.   Mitgliedstaaten mit hohem Sozialschutz trifft die Krise weniger 

hart (d. h. automatische Stabilisierungswirkung des Sozialstaats). 
Länder, die weiterhin nur eine geringe soziale Sicherung bieten, 
trifft die Krise stärker. 
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     20.   Die relative Unveränderbarkeit der Ausgaben für die Gesundheits-
versorgung und Rente erfordert (auch künftig) über einen länge-
ren Zeitraum eine strukturelle Finanzierung durch Schulden oder 
europäische Solidarität. Die Unveränderbarkeit der Ausgaben in 
den Bereichen, die am stärksten von der Alterung betroffen sind 
(Rente und Pflege), könnte andernfalls durch Kürzungen in ande-
ren Bereichen der sozialen Sicherung aufgefangen werden („beg-
gar my neighbour“). Dieses Risiko besteht auch zwischen den 
Renten und dem Gesundheitssystem. Gleichzeitig gibt es einen 
Zielkonflikt zwischen Geld- und Sachleistungen. Sie sind vom 
Wesen her anders und haben nicht die gleiche Wirkung. Geldleis-
tungen hängen von der Mildtätigkeit des Systems ab, bergen aber 
auch das Risiko der Nichterwerbstätigkeit. Sachleistungen spie-
geln zwar Mildtätigkeit wider, leisten aber auch einen Beitrag zum 
Wirtschaftswachstum. 
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3 DIE UNTERSUCHTEN SOZIALSTAAT-

LICHEN SYSTEME 
 
Das Projekt zur „Lage des Sozialstaats“ begann 1992 zu einer Zeit, als die 
Europäische Union zwölf Mitgliedstaaten hatte. Zwischenzeitlich wurde 
die EU auf 28 Mitgliedstaaten erweitert, bis sich die Zahl nach dem Brexit 
2020 wieder auf 27 Länder reduzierte. Es zeigte sich ein deutlicher Un-
terschied zwischen den „alten“ und den „neuen“ Mitgliedstaaten, der sich 
mit der Zeit wohl auflösen wird, aber zuletzt wieder sichtbarer zu werden 
scheint. Die Analyse des Sozialstaats folgt überwiegend der Esping-An-
dersen-Klassifikation oder regionalen Klassifizierungen. Weitere bekannte 
Einstufungen unterscheiden zwischen wohlhabenderen und ärmeren 
Volkswirtschaften oder zwischen höheren und niedrigeren Sozialaus-
gaben. Diese Unterscheidungen überschneiden sich jedoch manchmal. 
Wohlhabendere Volkswirtschaften scheinen mehr für den Sozialschutz 
auszugeben. Gelegentlich tritt eine regionale Dimension auf, aber auch 
diese kann durch eine engere wirtschaftliche Integration von Nachbar-
ländern oder intensivere Zusammenarbeit beeinflusst werden (Visegrád-
Länder oder Benelux als Beispiel für die alten Mitgliedstaaten). 
   
In Abb. 3.1 werden die alten Mitgliedstaaten (EU-15) in vier Ländergrup-
pen eingeteilt: die sozialstaatlichen Grundmodelle mit Bismarck-System 
im Zentrum Europas (Belgien, Niederlande, Luxemburg, Deutschland, 
Frankreich, Österreich) und im Mittelmeerraum (Italien, Griechenland, 
Spanien, Portugal), die Beveridge-Systeme der skandinavischen Länder 
(Dänemark, Schweden, Finnland) und schließlich das Vereinigte König-
reich und Irland mit liberalen Sozialstaatssystemen. Dieselben Gruppen 
werden auch in den neuen Mitgliedstaaten unterschieden. Die baltischen 
Staaten folgen dem Beveridge-System (Estland, Lettland, Litauen), wäh-
rend alle anderen Länder in der zentralen Region (Polen, Tschechische 
Republik, Slowakei, Ungarn – die Visegrád-Länder), die südeuropäischen 
Balkanländer (Slowenien, Rumänien, Kroatien, Bulgarien) und die Mittel-
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meerländer Malta und Zypern sozialstaatlich dem Bismarck-System zu-
geordnet werden. Obwohl die Unterteilung zwischen Bismarck- und Be-
veridge-Systemen nicht trennscharf ist und auch bei institutionellen 
Aspekten Konvergenz besteht, haben wir festgestellt, dass diese Unter-
scheidung relevant ist. 
   
Abb. 3.1 Eingruppierung der unterschiedlichen Systeme: 

sozialstaatlicher Pluralismus in Europa 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Quelle: Autoren 
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  Nordische Länder mit Beveridge-System 
 
  Vereinigtes Königreich und Irland 
 
  Bismarck-Systeme 
 
  Mittelmeerländer mit Bismarck-System 
 
  Baltische Staaten mit Beveridge-System 
 
  Mittel- und osteuropäischer Länder mit Bismarck-System 
 
  Länder des zentralen/östlichen Balkans mit Bismarck-System 
 
  

Quelle: Autoren



4 DEMOGRAFIE UND DIE COVID-19-

PANDEMIE 
 
Tabelle 4.1 zeigt die Demografie der EU-Mitgliedstaaten in den Jahren 
2007, 2014, 2019 und 2070. Sie enthält außerdem den Anteil der Bevöl-
kerung, der 2019 über 65 Jahre alt war, sowie die demografische Entwick-
lung in Zeitverlauf und das BIP pro Kopf in Kaufkraftstandards (KKS) für 
2019. Die Mitgliedstaaten sind nach sozialstaatlichen Systemen gruppiert, 
wie in Abb. 3.1. 
   
Eine Analyse der demografischen Entwicklung von 2007 bis 2014 zeigt, 
dass die Bevölkerung in fast allen Mitgliedstaaten wächst. Insbesondere 
Zypern verzeichnet einen bemerkenswerten Zuwachs (+12,5%). Nur in 
Lettland (-9,1%) und Litauen (-9,4%) schrumpft die Bevölkerung deutlich. 
Von 2014 bis 2019 war die demografische Entwicklung ähnlich – mit 
einem Bevölkerungsanstieg in den meisten Mitgliedstaaten und nur we-
nigen Mitgliedstaaten mit sinkender Tendenz. Für den Zeitraum von 2019 
bis 2070 wird jedoch eine völlig andere Entwicklung prognostiziert. Für 
17 Mitgliedstaaten ist die vorhergesagte demografische Entwicklung ne-
gativ, was auf einen Bevölkerungsrückgang hindeutet. Diese Prognosen 
sind für bestimmte sozialstaatliche Gruppen, wie die baltischen Staaten 
mit ihren Beveridge-Systemen und die Länder des zentralen und öst-
lichen Balkans mit ihren Bismarck-Systemen, besonders bemerkenswert. 
Den Prognosen zufolge wird die Bevölkerung in Lettland und Litauen zwi-
schen 2019 und 2070 voraussichtlich um mehr als 35% schrumpfen, in 
Bulgarien, Kroatien und Rumänien um mehr als 26%. 
   
Der Anteil der über 65-Jährigen an der Gesamtbevölkerung war 2019 in 
Irland (14,3%) und Luxemburg (14,5%) am niedrigsten, während Italien 
(23,0%), Griechenland (22,2%), Finnland (22,1%) und Portugal (22,0%) die 
höchsten Anteile hatten. In der EU insgesamt war 2019 etwa ein Fünftel 
der Bevölkerung älter als 65 Jahre.  
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Die letzte Spalte enthält das BIP pro Kopf in Kaufkraftstandards (KKS). 
Zwei Länder stellen dabei Ausnahmen dar: Luxemburg (82.800 €) und Ir-
land (61.540 €). Die Produktionsfaktoren dieser beiden Länder weisen 
eine hohe grenzübergreifende Mobilität auf, sodass das Bruttonational-
einkommen (BNE) als Kennzahl womöglich geeigneter als das BIP ist 
(siehe auch Kapitel 11.2)3 (Department of Finance, irisches Finanzminis-
terium, 2018). Weitere Mitgliedstaaten mit einem Pro-Kopf-BIP in KKS von 
über 35.000 € sind Schweden, Finnland, Dänemark, Belgien, Österreich, 
die Niederlande und Deutschland. In Griechenland, Lettland, Bulgarien 
und Kroatien hingegen liegt das BIP pro Kopf in KKS unter 22.000 €. Das 
BIP pro Kopf in KKS lag 2019 für die EU-27 bei 31.920 € bzw. 32.100 € für 
die EU-28. 
 
 
   
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

EZA 

★★★
★

★

★
★ ★

★
★

18

3   BNE = Bruttonationaleinkommen = BIP (Bruttoinlandsprodukt) + Primäreinkommen, das gebiets-
ansässige Wirtschaftseinheiten aus dem Ausland erhalten - Primäreinkommen, das an die übrige 
Welt zu zahlen ist.



Tabelle 4.1 Bevölkerung 2007–2014–2019–2070, prozentuale Ent-
wicklung und BIP pro Kopf in KKS, EU-28 

Quelle: Ageing reports 2009, 2015, 2021 (Alterungsberichte), Eurostat [nama_10_pc] 
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Neben der Analyse der allgemeinen demografischen Entwicklung liegt 
der Schwerpunkt auf den Folgen von Covid-19 für die Bevölkerung aller 
Mitgliedstaaten bis zum 9. März 2021. Abb. 4.1 zeigt neben der Gesamt-
zahl der Covid-bedingten Todesfälle je 1 Million Einwohner:innen (Balken 
– linke y-Achse) auch die Übersterblichkeit je 1 Million Einwohner:innen 
(Kurve – rechte y-Achse). Die niedrigste Gesamtzahl Covid-bedingter To-
desfälle pro 1 Million Einwohner:innen haben Norwegen, Finnland, Zy-
pern und Dänemark, nämlich unter 500. Dagegen starben im Vereinigten 
Königreich, in Slowenien, Belgien und der Tschechischen Republik mehr 
als 1.800 Menschen je 1 Million Einwohner:innen an Covid-19. 
   
Betrachtet man die Übersterblichkeit anhand der Kurve und der rechten 
y-Achse, ergibt sich jedoch ein anderes Bild (für NO, FI, CY und DK liegen 
keine Daten vor). Die niedrigste Übersterblichkeit haben mit weniger als 
460 Todesfällen je 1 Million Einwohner:innen Irland, Luxemburg, Deutsch-
land, Griechenland und die Slowakei. Bulgarien hat mit 2.500 Todesfällen 
je 1 Million Einwohner:innen die höchste Übersterblichkeit. Eine Über-
sterblichkeit von über 1.500 Todesfällen je 1 Million Einwohner:innen ver-
zeichnen Belgien (1.600), Spanien (1.700), Polen (1.800) und Litauen 
(2.300). 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

EZA 

★★★
★

★

★
★ ★

★
★

20



Abb. 4.1 Gesamtzahl der Covid-19-Todesfälle und Übersterblich-
keit je 1 Million Einwohner:innen bis zum 09.03.2021 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Quelle: Johns Hopkins University, https://coronavirus.jhu.edu/region 
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5 DIE WIRTSCHAFTLICHEN FOLGEN 

VON DER FINANZKRISE BIS ZUR 

COVID-19-KRISE 
 
Im Jahr 2015 untersuchten wir den Sozialstaat nach einer Phase ver-
schärfter Sparpolitik. Seitdem hat ein Umdenken eingesetzt. Im Bericht 
von 2019 zitierten wir den Bob-Dylan-Song „The times they are a-
changing“ (Die Zeiten ändern sich). 
   
Die Juncker-Kommission, die von November 2014 bis November 2019 im 
Amt war, verfolgte das Ziel eines „sozialen Triple A“-Ratings für Europa, 
was in einer erstaunlich schnellen Verabschiedung der Europäischen 
Säule sozialer Rechte am 17. November 2017 mündete. Weitere Initiativen 
folgten, wie die Schaffung der Europäischen Arbeitsbehörde (ELA). 
   
Dieser Sinneswandel mag durch den unerwarteten Ausgang des Brexit-
Referendums ausgelöst worden sein, der mit der vorherigen Sparpolitik 
zusammenhängen könnte. Es gab die Befürchtung, dass der Populismus 
bis zu den nächsten Wahlen weiter zunehmen könnte, was sich jedoch 
nicht bewahrheitete. 
   
Am Ende ihrer Amtszeit zählte die Juncker-Kommission die größere Flexi-
bilität beim Stabilitäts- und Wachstumspakt zu ihren Erfolgen. Gleichzeitig 
wurde ein Bedarf an neuen haushaltspolitischen Instrumenten erkannt. 
   
Wir beobachteten eine zunehmende Akzeptanz für eine expansivere 
Haushaltspolitik, die aber als nationale Aufgabe gesehen wird. Der Bericht 
des Europäischen Fiskalausschusses, eines beratenden haushaltspoliti-
schen Gremiums auf europäischer Ebene, beschreibt, wie auf die prozykli-
sche restriktive Fiskalpolitik (Austerität) in den Jahren 2011 bis 2014 von 
2015 bis 2017 eine Pause in der Haushaltskonsolidierung folgte. Dies deu-
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tet auf eine antizyklische expansive Politik hin, die sich trotz des Wirt-
schaftsaufschwungs ab 2018 fortzusetzen drohte (siehe Zahlen unten). 
   
Zu der Zeit wurden wir auf europäische Studien aufmerksam, die zeigten, 
dass der Sozialstaat als prozentualer Anteil der staatlichen Ausgaben aus-
gebaut werden muss, da die Globalisierung zwar zu stärkerem wirtschaft-
lichen Fortschritt, aber auch zu ungleichen Markteinkommen führt. Dies 
müsse durch höhere staatliche Ausgaben kompensiert werden, die das 
verfügbare Einkommen stabilisieren. 
   
„Wir zeigen, wie die Umverteilung seit den späten 1990er Jahren die Fol-
gen der zunehmend ungleichen Marktergebnisse weitgehend abgefedert 
hat: [...] dank der wachsenden staatlichen Steuer- und Transferpro-
gramme hat sich die Streuung des verfügbaren Einkommens weitgehend 
stabilisiert. Die breitere Umverteilung wurde durch erhebliche Fortschritte 
beim Lebensstandard gestützt. Es zeigt sich ein klarer Trend, dass Men-
schen mit steigendem Pro-Kopf-Einkommen zunehmend für wachsende 
sozialstaatliche Programme stimmen.“ 
  
 „Auch außerhalb von Krisenzeiten ergibt unsere Analyse, dass eine stär-
kere Umverteilung tendenziell mit niedrigeren Haushaltsüberschüssen 
oder höheren Haushaltsdefiziten einhergeht. Auch wenn die zugrunde 
liegende Kausalität nicht eindeutig ist, könnte diese Erkenntnis nichts 
Gutes für die Zukunft bedeuten. Sollte die Ungleichheit der Markteinkom-
men weiter zunehmen oder auf dem derzeit hohen Niveau bleiben, 
könnte die Umverteilung zur Abfederung ihrer Folgen für das verfügbare 
Einkommen die politischen Entscheidungsträger vor große wirtschaftliche 
Herausforderungen stellen.“ (Larch & Mohl, 2019, S. 22). 
   
Die Covid-19-Krise hat nicht nur die Wirtschaftsaussichten verändert, son-
dern auch die Haushaltslage und den politischen Kurs auf nationaler und 
europäischer Ebene. 
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Aufgrund des drastischen Wirtschaftseinbruchs wurde gleich zu Beginn 
der Covid-19-Pandemie die allgemeine Ausweichklausel des Stabilitäts- 
und Wachstumspakts aktiviert. Die Aussetzung der EU-Fiskalregeln        
(Euractiv) war ein beispielloser Schritt. Anfang März 2021 schlug die Kom-
mission vor, den Stabilitäts- und Wachstumspakt auch für 2022 auszuset-
zen. Als neue Ideen wurden unter anderem die Abschaffung der 
maximalen Schuldenquote von 60% und die Anwendung einer ‚goldenen 
Haushaltsregel‘ diskutiert, die öffentliche Investitionen von der Defizit-
regel ausnimmt, da niemand eine neuerliche Situation wie nach der Fi-
nanzkrise haben wollte, die zu einem erheblichen Rückgang der 
öffentlichen Investitionen führte. Geplant sind ein Digital Deal, Green Deal 
und Social Deal. Warum ist es also angesichts dieses grundlegenden Kurs-
wechsels weiterhin sinnvoll zu analysieren, wie sich der Sozialstaat in den 
letzten fünf Jahren entwickelt hat, wo die Covid-19-Krise die Wahrneh-
mung und Einschätzung des Sozialstaats quasi über Nacht völlig ver-
ändert hat. Die Frage ist jedoch, ob dieses Umdenken dauerhaft sein wird. 
   
Gleichzeitig beinhaltet die Europäische Säule sozialer Rechte eine Reihe 
von Initiativen für den Sozialschutz. Die Juncker-Kommission hatte bereits 
verschiedene neue Initiativen gestartet. Die Kommission unter Ursula von 
der Leyen kündigte einen Aktionsplan an, um sie weiter umzusetzen. Die-
ser wurde im März 2021 mit konkreten europäischen Maßnahmen und 
Zielen veröffentlicht. 
 
Der Lockdown zur Eindämmung der Pandemie und die dadurch aus-
gelöste Wirtschaftskrise sind deutlich schwerwiegender als die Finanz-
krise von 2008 oder die Schuldenkrise von 2011 und haben massive 
währungs- und fiskalpolitische Unterstützungsmaßnahmen zur Folge. 
Währungspolitisch hat die EZB unter anderem mit einem Pandemie-   
Notfallankaufprogramm für Anleihen (Pandemic Emergency Purchase Pro-
gramme, PEPP) in Höhe von 1,35 Billionen Euro reagiert. Haushaltspoli-
tisch hat der Europäische Rat das Aufbauinstrument NextGenerationEU 
(NGEU) beschlossen, das an den nächsten Mehrjährigen Finanz rahmen 
(MFR) für den Zeitraum 2021–2027 gekoppelt ist. Das zeitlich befristete 
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Konjunkturinstrument mit 750 Milliarden Euro umfasst die Aufbau- und 
Resilienzfazilität (Recovery and Resilience Facility, RRF) in Höhe von 
672,5 Milliarden Euro; der Rest wird aus anderen bestehenden europäi-
schen Fonds finanziert. Von der RRF werden 360 Milliarden Euro als Dar-
lehen und 312,5 Milliarden Euro als Zuschüsse an die EU-Mitgliedstaaten 
ausgezahlt. Die Fazilität ist bei erfolgreicher Umsetzung eine große 
Chance, sie birgt aber auch Risiken, denn ihre Wirksamkeit hängt von der 
Umsetzungsgeschwindigkeit (die relativ gering zu sein scheint) und der 
Fähigkeit der Länder ab, die Mittel effektiv zu nutzen. Sie ergänzt die ma-
kroökonomischen Stabilisierungsmechanismen und zusätzlichen Maß-
nahmen, die national als Reaktion auf die Pandemie ergriffen und durch 
die Aussetzung des Stabilitäts- und Wachstumspakts für drei Jahre be-
günstigt werden (oder soll es zumindest). 
   
Kommissar Gentiloni äußerte sich wie folgt: „[…] besser zu viel als zu 
wenig.“ Und: „Jetzt […] müssen die Regierungen [der Mitgliedstaaten] si-
cherstellen, dass die nationalen Investitionsausgaben beibehalten und 
durch die zusätzlichen EU-Hilfen aus der RRF noch verstärkt werden. An-
dere Ausgabenerhöhungen sollten durch dauerhafte Einnahmequellen 
finanziert werden.“ (Ausführungen zum aktualisierten Konzept zur fiskal-
politischen Reaktion auf die Corona-Pandemie, 3. März 2021). In Europa 
scheint eine neue Generation zu sprechen. 
   
„Sobald sich der Aufschwung einstellt, werden wir die Debatte über den 
Rahmen zur wirtschaftspolitischen Steuerung wieder aufnehmen und dabei 
die Lehren aus der Krise und die neuen Umstände berücksichtigen.“ (Aus-
führungen von Exekutivvizepräsident Dombrovskis zum aktualisierten Kon-
zept zur fiskalpolitischen Reaktion auf die Corona-Pandemie, 3. März 2021). 
   
Den mit 750 Milliarden Euro ausgestatteten Covid-Aufbauplan kann man 
mit der Brexit-Anpassungsreserve4 in Höhe von 5 Milliarden Euro verglei-
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4   https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/en/IP_20_2536



chen (in Preisen von 2018; 4 Mrd. Euro werden 2021 und 1 Mrd. Euro 2024 
ausgezahlt). Die 4 Milliarden Euro entsprechen in aktuellen Preisen (2021) 
4,2  Milliarden Euro. Ein weiterer Vergleich: Das befristete Instrument 
SURE (Support to mitigate Unemployment Risks in an Emergency) zur Unter-
stützung bei der Minderung von Arbeitslosigkeitsrisiken in einer Notlage 
stellt Darlehen von 100 Milliarden Euro zur Verfügung. 
 
Abb. 5.1 Fiskalpolitischer Kurs, Anstieg der staatlichen Nettoaus-

gaben, Gesamtzahlen für die Eurozone, 2012–2020 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Quelle: Europäischer Fiskalausschuss
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Abb. 5.2 Fiskalpolitischer Kurs in der Eurozone, 2011–2020  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Quelle: Europäischer Fiskalausschuss 
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Abb. 5.3 Soziale Marktwirtschaft als nationale Zuständigkeit: Ver-
teilung des Markteinkommens und verfügbaren Einkom-
mens von 1972–2014, EU-15: Querschnittsanalyse des 
arithmetischen Mittels 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Quelle: Larch und Mohl, 2019, S. 13 
 
Unsere Konferenzen untersuchen die Beziehung zwischen der Wirt-
schaftsentwicklung und dem Sozialschutz. Wie die durchschnittliche BIP-
Wachstumsrate im Zeitraum 2016-2019 (Abb. 5.4) zeigt, war diese bereits 
rückläufig oder noch relativ niedrig. Die Herbstprognose von 2019 bestä-
tigte die schwachen Wachstumsaussichten. Die Covid-19-Pandemie bzw. 
unsere Reaktion, um eine höhere Anzahl von Todesfällen zu vermeiden, 
hat zu einem beispiellosen Wirtschaftseinbruch geführt, wie es ihn seit 
der Nachkriegszeit nicht mehr gab. Die jüngste Winterprognose deutet 
auf einen etwas geringeren Rückgang und etwas bessere Erholung für 
2022 hin, während sich dieser Trend laut Frühjahrsprognose fortsetzen 
wird. Der Rückgang bleibt nahezu gleich, aber die Erholung scheint stär-
ker auszufallen: Die prozentuale Veränderung des BIP erhöht sich von 
etwa 3,8% in der Winterprognose 2021 auf 4,4% in der Frühjahrsprognose 
2021. 
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Abb. 5.4 Prozentuale Veränderung des BIP im Vergleich zum Vor-
jahr, 2016–2019, Prognosen 2020–2022, Eurozone und EU 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Quelle: European Economic Forecast (Europäische Wirtschaftsprognosen) 

 
Die nachfolgenden Diagramme vergleichen die nationalen Wachstumszahlen 
von der Zeit vor der Finanzkrise bis nach der Covid-19-Pandemie. Man sieht 
den doppelten Einbruch durch die Finanz- und Schuldenkrise, gefolgt von 
einer langen Phase schwachen Wachstums. Die alten Mitgliedstaaten werden 
durch die Covid-19-Krise härter getroffen bei den früheren Krisen (Abb. 5.5).  
   
In den Ländern mit Beveridge-System, den skandinavischen Staaten, dem 
Vereinigten Königreich und Irland war der Einbruch in der ersten Krise 
besonders ausgeprägt, während Covid-19 weniger Einfluss auf die Wachs-
tumsaussichten zu haben scheint (Abb. 5.6). 
   
Die neuen Mitgliedstaaten haben sowohl unter der Finanz- wie der Schul-
denkrise gelitten, zeigten dann aber eine Annäherung bei einer jährlichen 
Wachstumsrate zwischen 3 und 6% (Abb. 5.7). Viele dieser Länder haben 
geringere Auswirkungen gespürt und sie haben für dieses und nächstes 
Jahr wieder die Aussicht auf höhere Wachstumsraten. 
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Die Frühjahrsprognose von Mai wird zeigen, ob sich diese Aussichten be-
stätigen. Davon hängt die weitere Aktivierung der Ausweichklausel und 
Aussetzung der Maastricht-Kriterien bis 2022 ab. 
 
Abb. 5.5 Prozentuale Veränderung des BIP im Vergleich zum Vor-

jahr, 2007–2019, Prognose 2020–2022, Länder mit Bis-
marck-System 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Quelle: Eurostat und European Economic Forecast (Europäische Wirtschaftsprognose) 
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Abb. 5.6 Prozentuale Veränderung des BIP im Vergleich zum Vor-
jahr, 2007–2019, Prognose 2020–2022, Länder mit Bever-
idge-System 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Quelle: Eurostat und European Economic Forecast (Europäische Wirtschaftsprognose) 
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Abb. 5.7 Prozentuale Veränderung des BIP im Vergleich zum Vor-
jahr, 2007–2019, Prognose 2020–2022, neue Mitgliedstaa-
ten 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Quelle: Eurostat und European Economic Forecast (Europäische Wirtschaftsprognose) 
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6 PRODUKTIVITÄT UND BESCHÄFTI-

GUNG 
 
Langfristiges Wirtschaftswachstum wird durch Produktivität und höheren 
Arbeitseinsatz bestimmt. Zu Beginn dieser Konferenzreihe habe ich ge-
zeigt, dass Belgien systemisch auf Aktivitäten mit hoher Produktivität bei 
stetig sinkendem Arbeitseinsatz setzt, der durch höhere Ausgaben für Ar-
beitslosenleistungen kompensiert werden muss. Das war um das Jahr 
1995 herum. 
   
Die jährlichen makroökonomischen Daten der Europäischen Kommission 
(AMECO-Datenbank) zeigen eine gewisse Annäherung an einen europäi-
schen Durchschnitt, selbst in der EU-15. Dies lässt auf eine gewisse Auf-
wärtskonvergenz beim BIP pro Arbeitsstunde und bei der Anzahl der 
geleisteten Arbeitsstunden in Millionen von Stunden schließen. 
   
Es folgen einige Beispiele. Die Kurve erinnert an den Schwanz der Comic-
Figur Marsupilami.5 Die x-Achse zeigt die Anzahl der geleisteten Arbeits-
stunden, die im kleinen Belgien natürlich niedriger ist als in den 
Niederlanden. Die y-Achse zeigt das Einkommen in Form des BIP pro Ar-
beitsstunde als Kenngröße des Kaufkraftstandards im Vergleich zum 
Durchschnitt der EU-15 (Abb. 6.1). 
   
Der Verlauf für Belgien scheint sich auf relativ hohem Niveau um das 
Durchschnittseinkommen der EU-15 zu schlängeln, während die Zahl der 
geleisteten Arbeitsstunden kaum zunimmt. Die Kurve der Niederlande 
zeigt, dass die Produktivität zu Beginn relativ gering war, dann bis 2007 
stieg, bevor die relative Produktivität wieder abnahm. Die Gesamtzahl der 
geleisteten Arbeitsstunden nahm trotz des hohen Anteils an Teilzeit-
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5   Siehe https://en.wikipedia.org/wiki/Marsupilami



beschäftigung weiter zu. Auch Deutschland und Frankreich kreisen um 
ein ähnliches Einkommensniveau, mit einem langsamen Anstieg der ge-
leisteten Arbeitsstunden. 
   
Die Lage in den Mittelmeerländern unterliegt deutlich größeren Schwan-
kungen (Abb.  6.2). Spanien verzeichnet einen Rückgang, gefolgt von 
einem Anstieg. Italien erlebte einen Rückgang, der zunächst 5% über dem 
europäischen Durchschnitt und Ende 2022 (ja, Europa kennt bereits die 
Zahl für 2022) 10% darunter liegt. Portugal bleibt in dem Korridor von 55 
bis 65% des europäischen Durchschnitts, während sich die Situation in 
Griechenland zunächst von 65% auf 70% verbesserte und dann wieder 
auf unter 55% verschlechterte. Auch die Anzahl der geleisteten Arbeits-
stunden ging zurück. 
   
Es folgen die Zahlen einiger größerer und kleinerer neuer Mitgliedstaaten 
(Abb. 6.3). Alle zeigen eine Aufwärtskonvergenz auf das Niveau von Por-
tugal und Griechenland oder sogar höher, mit einer Stabilisierung der Ge-
samtzahl der geleisteten Arbeitsstunden. Die einzige Ausnahme ist 
Rumänien, wo diese deutlich zurückging. 
   
Die makroökonomischen Wachstumszahlen werden langfristig von hö-
herer Beschäftigung und Produktivitätszuwächsen bestimmt. 
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Abb. 6.1 Beschäftigungswachstum (in Millionen Arbeitsstunden) 
und Einkommenskonvergenz im Vergleich zum EU-15-
Durchschnitt in KKS: das „Marsupilami“ des Arbeits-
markts; Belgien, Niederlande, Deutschland, Frankreich 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
  

Quelle: AMECO-Datenbank 
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Abb. 6.2 Beschäftigungswachstum (in Millionen Arbeitsstunden) 
und Einkommenskonvergenz im Vergleich zum EU-15-
Durchschnitt in KKS: das „Marsupilami“ des Arbeits-
markts; Spanien, Italien, Portugal, Griechenland 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
  

Quelle: AMECO-Datenbank 
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Abb. 6.3 Beschäftigungswachstum (in Millionen Arbeitsstunden) 
und Einkommenskonvergenz im Vergleich zum EU-15-
Durchschnitt in KKS: das „Marsupilami“ des Arbeits-
markts; Polen, Rumänien, Ungarn, Estland 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Quelle: AMECO-Datenbank 
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7 GESAMTAUSGABEN DES STAATS 
 
7.1 Staatliches Nettofinanzierungssaldo 
 
Die Finanzkrise führte zu einer langwierigen Haushaltskrise, die schließ-
lich eingedämmt wurde. Die Covid-19-Pandemie verursachte ähnliche 
Haushaltsdefizite, bis 2021 eine wirtschaftliche Erholung einsetzte 
(Abb. 7.1, 7.2 und 7.3). Außer für Irland 2010 waren die Haushaltsauswir-
kungen weniger dramatisch (Abb.  7.2). In den neuen Mitgliedstaaten 
setzte sich das Haushaltsungleichgewicht jedoch während der Finanz- 
und Schuldenkrise mit ihrem zweifachen Einbruch fort und erreichte eine 
ähnliche Größenordnung. Mit Ausnahme von Rumänien verzeichneten 
die neuen Mitgliedstaaten 2021 eine Erholung (Abb. 7.3).  
   
Die anhaltend niedrigen Wachstumsraten wurden im Zeitraum 2011–2014 
durch eine prozyklische, restriktive Haushaltspolitik beeinflusst. Ab 
2015–2016 setzte sich jedoch die Erkenntnis durch, dass eine expansive 
und sogar prozyklische Politik erforderlich war. Die Covid-19-Krise ver-
langte erneut nach einer umfangreichen keynesianischen Politik auf na-
tionaler und europäischer Ebene. 
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Abb. 7.1 Staatliches Nettofinanzierungssaldo (+/-) in % des BIP, 
2007–2019, Prognose 2020–2022, Länder mit Bismarck-
System 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Quelle: Eurostat und European Economic Forecast (Europäische Wirtschaftsprognose) 
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Abb. 7.2 Staatliches Nettofinanzierungssaldo (+/-) in % des BIP, 
2007–2019, Prognose 2020–2022, Länder mit Beveridge-
System 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Quelle: Eurostat und European Economic Forecast (Europäische Wirtschaftsprognose) 
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Abb. 7.3 Staatliches Nettofinanzierungssaldo (+/-) in % des BIP, 
2007–2019, Prognose 2020–2022, neue Mitgliedstaaten 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Quelle: Eurostat und European Economic Forecast (Europäische Wirtschaftsprognose) 

 

 
7.2 Staatliche Ausgaben 
 
Nach der Finanzkrise sind in den letzten zehn Jahren die öffentlichen Aus-
gaben zuerst gestiegen und dann auf dem höheren Stand geblieben, ver-
mutlich weil der Aufschwung auf sich warten ließ und viele Länder 
ohnehin von einem niedrigeren BIP aus starteten. Abb. 7.4 fasst die west-
europäischen Mitgliedstaaten und Mittelmeerländer mit Bismarck-System 
zusammen. Es ist anzumerken, dass fast alle Datenquellen die staatlichen 
Ausgaben als Prozentsatz des BIP angeben. Wir bevorzugen das Brutto-
nationaleinkommen (BNE), das sich aus dem BIP zuzüglich der von den 
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gebietsfremden nationalen Wirtschaftseinheiten erzielten Einkommen 
abzüglich der an gebietsfremde Einheiten gezahlten Einkommen zusam-
mensetzt. Mit Einheiten sind Unternehmen, Haushalte und Staaten ge-
meint. Daher ist die Bandbreite relativ groß. Frankreich hat die höchsten 
Ausgaben (Abb. 7.4), aktuell gefolgt von Belgien. Italien verwendet eben-
falls einen relativ großen Teil seines BIP für Staatsausgaben, während die 
Niederlande diese Ausgaben tendenziell eher verringern. 
   
Abb.  7.5 wird durch die erheblichen Veränderungen bei den Erlösen 
multinationaler Unternehmen in Irland verzerrt. Die staatlichen Ausgaben 
im Vereinigten Königreich sind niedrig und werden auch in den skandi-
navischen Ländern nach der Krise zurückgefahren. 
   
Die Entwicklung in den neuen Mitgliedstaaten ist viel heterogener. Sie 
bleibt innerhalb einer Spanne unter 49% und das Niveau erreicht in eini-
gen Ländern nicht mehr als etwa 35% (Abb. 7.6). 
 
Abb. 7.4 Staatliche Gesamtausgaben in % des BIP, 2007–2019, Län-

der mit Bismarck-System 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Quelle: Eurostat  
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Abb. 7.5 Staatliche Gesamtausgaben in % des BIP, 2007–2019, Län-
der mit Beveridge-System 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Quelle: Eurostat 

 
Abb. 7.6 Staatliche Gesamtausgaben in % des BIP, 2007–2019, 

neue Mitgliedstaaten 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Quelle: Eurostat 
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Die Auswirkungen der Staatsverschuldung waren sogar noch deutlicher, 
da sie Defizite akkumuliert, die über Jahre bestehen und hoch bleiben, 
wenn die Haushaltskonsolidierung oder konjunkturelle Erholung langsam 
erfolgt. Von 2007 bis 2013 verschärfte sich die Verschuldung und blieb 
seither überwiegend auf hohem Niveau. Die Reihenfolge an der Spitze 
hat sich geändert (Abb. 7.7): Griechenland, dann Italien, gefolgt von Por-
tugal, das teilweise nah herankommt. Es folgt dichtauf eine Gruppe mit 
Belgien, Spanien und Frankreich. Die dritte Kategorie besteht aus Öster-
reich, Deutschland und den Niederlanden. Luxemburg wird erneut un-
terschätzt. 
   
Alle Länder mit Bismarck-System lagen über 60% (Abb. 7.7). Außer dem 
Vereinigten Königreich blieben die Länder mit Beveridge-System (Abb. 7.8) 
unter 60%. Die meisten neuen Mitgliedstaaten (Abb. 7.9) lagen unter 60%, 
drei zwischen 60% und 80%, und Zypern erreichte fast 100%.  
   
Alle Länder haben die gleichen Auswirkungen der Covid-19-Pandemie ge-
spürt oder dieselbe Politik verfolgt: Das Haushaltsdefizit stieg von 5% auf 
10%, das BIP ging um 5-10% zurück und die Staatsverschuldung erhöhte 
sich um etwa 15-20%. 
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Abb. 7.7 Staatliche Bruttoverschuldung in % des BIP, 2007–2019, 
Prognosen 2020–2022, Länder mit Bismarck-System 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

 

Quelle: Eurostat und European Economic Forecast (Europäische Wirtschaftsprognose) 
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Abb. 7.8 Staatliche Bruttoverschuldung in % des BIP, 2007–2019, 
Prognosen 2020–2022, Länder mit Beveridge-System 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Quelle: Eurostat und European Economic Forecast (Europäische Wirtschaftsprognose) 
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Abb. 7.9 Staatliche Bruttoverschuldung in % des BIP, 2007–2019, 
Prognosen 2020–2022, neue Mitgliedstaaten 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Quelle: Eurostat und European Economic Forecast (Europäische Wirtschaftsprognose) 

 

 
7.3 Sozialausgaben 
 
Abb. 7.10 zeigt die gesamten Staatsausgaben (einschließlich Bildung, Ver-
waltung, sonstige öffentliche Ausgaben, Gesundheitswesen und Sozial-
versicherung) der Länder nach Typ des Sozialstaats. Bei den Ländern mit 
Bismarck-System sind Frankreich, Belgien und Österreich diejenigen mit 
den höchsten Ausgaben und so großzügig wie die nordischen Länder. Das 
niedrigste Ausgabenniveau haben die neuen Mitgliedstaaten. Die schwar-
zen Punkte zeigen den Anteil der Staatsausgaben, der für den Sozial-
schutz verwendet wird. Allgemein kann man sagen, dass Länder mit 
einem geringeren BIP geringere Ausgaben tätigen. Die Debatten in den 
neuen Mitgliedstaaten haben gezeigt, dass nach wie vor höhere Direkt-
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einkommen Priorität haben, während mehr Sozialschutz an zweiter Stelle 
steht. Länder mit höheren Staatsausgaben geben relativ betrachtet mehr 
für die soziale Sicherung aus. 
   
Dies bedeutet, dass die höchsten Sozialausgaben durchweg in den alten 
Mitgliedstaaten zu finden sind, mit Ausnahme von Irland und Luxemburg, 
die anders einzuordnen sind, während alle Länder mit niedrigen Ausgaben 
zur Gruppe der neuen Mitgliedstaaten gehören. Die neuen Mitgliedstaaten 
müssen dringend zum Ausgabenniveau der alten Mitgliedstaaten auf-
schließen. Sie können dabei auch nicht ihr niedriges Einkommensniveau 
geltend machen: Wie später gezeigt wird, haben die alten Mitgliedstaaten 
auch früher mehr für den Sozialschutz ausgegeben, als ihr Realeinkom-
men niedriger war. In der Folge wird ein größerer Teil der Sozialausgaben 
(wieder die schwarzen Punkte in Abb. 7.10) für Renten und Transferleis-
tungen benötigt, bevor andere Bereiche wie das Gesundheitswesen in 
Form von Sachleistungen ausgebaut werden und eher zusätzliche Arbeits-
plätze und weiteres Wirtschaftswachstum schaffen können. 
 
Abb.7.10 Allgemeine Staatsausgaben nach COFOG-Aufgabenberei-

chen in % des BIP, 2017 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Quelle: Eurostat  
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Wie der belgische Bericht verdeutlicht, sind die in den ESSOSS-Statistiken 
(Europäisches System integrierter Sozialschutzstatistiken) ausgewiesenen 
Sozialausgaben etwas höher als die Zahlen, die normalerweise in den Be-
rechnungen des Staats oder der Sozialversicherungskassen zu finden 
sind. Die Sozialausgaben werden in bestimmten, klar definierten Auf-
gabenbereichen zusammengefasst, die sich von anderen Klassifizierun-
gen unterscheiden können (Abb. 7.11). Das Gesundheitswesen umfasst 
zum Beispiel auch die Versorgung im Krankheitsfall; diese wird nicht mit 
Erwerbsunfähigkeit eingruppiert, die wiederum Langzeiterkrankungen 
sowie Leistungen für Menschen mit Behinderung umfasst. Auch die Al-
ters- und Hinterbliebenenrenten werden getrennt erfasst, während die 
Altersrente bestimmte Sachleistungen oder bedürftigkeitsabhängige Leis-
tungen umfasst. Dazu gehören alle Ausgaben im Rahmen einer sozialen, 
kollektiven Versicherung, die keine private Versicherung darstellen. So 
wird beispielsweise das Krankengeld als Fortzahlung eines garantierten 
Entgelts im Krankheitsfall durch den Arbeitgeber einbezogen, da es Teil 
der Krankenversicherung ist. Es handelt sich dabei um einen impliziten 
Arbeitgeberbeitrag. Aber insbesondere Ausgaben für Altersleistungen 
(und Hinterbliebenenrenten) in der sogenannten Zweiten Säule und 
sogar Einmalauszahlungen werden berücksichtigt. Für Belgien enthält der 
Anteil von 11,9% des BIP für das Jahr 2017 etwa 1,2% aus der Zweiten 
Säule (Pacolet, De Smedt & De Wispelaere, 2021). 
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Abb. 7.11 Gesamtsozialausgaben nach Aufgabenbereichen in % des 
BIP und Anteil der Altersvorsorge an den Gesamtaus-
gaben 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Quelle: Eurostat  
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8 RENTENENTWICKLUNG 
 
8.1 Erste Säule 
 
Abb. 8.1 zeigt die Entwicklung der Ausgaben für Altersrenten über die 
Jahre 1992, 2002, 2012 und 2017 für die alten und neuen Mitgliedstaaten. 
Die Darstellung beginnt mit den alten Mitgliedstaaten im Jahr 1992 und 
zehn Jahre später mit leicht gestiegenen Ausgaben. Die neuen Mitglied-
staaten kommen mit einem niedrigeren Einkommen als die alten Mit-
gliedstaaten zehn Jahre zuvor hinzu. Weitere zehn Jahre später hatten die 
alten Mitgliedstaaten 2012 ein höheres Pro-Kopf-Einkommen, aber auch 
höhere Ausgaben aufgrund der alternden Bevölkerung, während das BIP 
der neuen Mitgliedstaaten auf dem Stand war, den die alten Mitgliedstaa-
ten bereits 1992 hatten. Schließlich zeigt die Grafik die Zahlen für 2017 
mit langsam steigenden Einkommen und gleichzeitig steigenden Aus-
gaben für die Renten. Diese Entwicklung ist zumeist bei der ersten Ren-
tensäule zu beobachten. 
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Abb. 8.1 Ausgaben für Altersrenten (% des BIP) im Vergleich zum 
BIP pro Kopf (in KKS), 1992–2002–2012–2017, alte und 
neue Mitgliedstaaten im Vergleich 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Quelle: Eurostat  

 

 
8.2 Die Erste und Zweite Säule im Vergleich 
 
Bei der vorherigen Konferenz wurde das Fazit gezogen, dass die Aus-
gaben für die Zweite Säule kaum steigen, sofern es überhaupt eine nen-
nenswerte Zweite Säule gibt. In einigen Fällen wurde die Entscheidung 
zum Aufbau einer Zweiten Säule wieder revidiert. Jedoch sind die Statis-
tiken unklar oder fehlen. Umfassende Statistiken zur Ersten und Zweiten 
Säule sind auf nationaler oder sogar auf EU- und OECD-Ebene kaum zu 
finden. Teilweise fehlen Komponenten, während in anderen Fällen sogar 
die Dritte mit der Zweiten Säule vermischt zu werden scheint6 oder Über-
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6   Das ist nachvollziehbar, denn bei Selbstständigen ist schwer zu unterscheiden, ob sie individuell spa-
ren und zusätzliches Rentenkapital ansammeln oder nur in das Betriebskapital ihrer Firma investie-
ren.



schneidungen vorliegen. Die ESSOSS-Zahlen zum Sozialschutz berücksich-
tigen beispielsweise die Zweite Säule, da sie sich auf kollektive Sozial-
schutzsysteme und nicht auf individuelle Sparpläne bezieht. Das Gleiche 
gilt auch für die Berechnung der OECD zu den theoretischen Bruttoersatz-
quoten für Renten. Die Zweite Säule wird einbezogen, wenn sie relativ 
weit verbreitet ist. Davon abgesehen, sind die Unterschiede bei der Zwei-
ten Säule bisweilen irreführend: In einigen Fällen wurden Beiträge zur 
Dritten Säule eingerechnet, in anderen nicht. 
   
Auch bei der volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung scheint man die Not-
wendigkeit größerer Transparenz erkannt zu haben. Seit 2015 (die neu-
esten verfügbaren Zahlen stammen von 2018) wird Tabelle 29 erstellt, die 
bis dato erworbene Rentenansprüche in den sozialen, kollektiven Syste-
men erfasst. Als Teil der volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung zeigt Ta-
belle 29 den aktuellen Wert bzw. künftige Rentenansprüche, die Beiträge 
von Arbeitgebern, Haushalten und Staat, die monatlichen Rentenauszah-
lungen oder einmalige Kapitalauszahlungen sowie Verwaltungskosten. 
Normalerweise würde nur das Besitzstandskapital (aber nur für die 
Zweite Säule) erfasst oder vielleicht Beiträge zur Ersten und Zweiten 
Säule, nicht aber die Auszahlungen der Zweiten Säule. Die Tabelle bietet 
eine umfassende Übersicht. Für 2015 und 2018 liegen Zahlen vor, die vor 
kurzem erstmals für 2018 veröffentlicht wurden. Diese Zahlen werden 
künftig verwendet. 
   
Es werden die bis dato erworbenen Rentenansprüche der Erwerbsbevöl-
kerung sowie der aktuellen Rentner für kapitalgedeckte und umlagefinan-
zierte Systeme berechnet. Dabei handelt es sich um die bereits 
eingezahlten Rentenbeiträge der Erwerbstätigen, nicht um künftige An-
sprüche, die Jahr um Jahr erworben werden, und um die Rentenansprü-
che der Rentner für ihre restliche Lebenszeit. Neue Rentenansprüche 
entstehen durch Rentenbeiträge und werden darüber finanziert; durch 
Auszahlung der Renten als Einmalbeträge oder jährliche Leistung bauen 
sie sich ab. Die Unterscheidung ist dabei unerheblich, da alle Geldströme 
auf das aktuelle Jahr abgezinst werden. In Belgien erhalten zum Beispiel 
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alle Neurentner:innen den Betrag aus der Zweiten Säule bei Rentenein-
tritt, während in anderen Ländern eine jährliche Zusatzrente ausgezahlt 
wird. Das Kapital entspricht dem aktuellen Wert der künftig benötigten 
Rente oder sollte dafür verwendet werden. Die Tabellen enthalten auch 
den Verwaltungsaufwand der kapitalgedeckten Rente und treffen dabei 
die nicht ganz zutreffende Annahme, dass im umlagefinanzierten System 
keine Verwaltungskosten anfallen, obwohl sicherlich Skaleneffekte grei-
fen, wenn man sie im Rahmen der Sozialversicherung oder der allgemei-
nen Steuerverwaltung behandelt. 
   
Die folgenden Grafiken (Abb. 8.2 bis 8.8) geben einen Überblick über die 
Auszahlungen beider Systeme. Sie ähneln dem Profil der bis dato erwor-
benen Ansprüche, da sie dieselben Anwartschaften widerspiegeln, jetzt 
aber die bekannten Leistungszahlungen für 2018 darstellen. Der Betrag, 
der als Prozentsatz des BIP dargestellt wird, richtet sich nach der Alters-
struktur der Bevölkerung (Anzahl der Rentner:innen) und der Großzügig-
keit des Rentensystems. Nicht alle Ansprüche sind enthalten, z. B. für 
Dänemark, wie in Tabelle 29 angegeben, und Schweden, wo diese Zahlen 
zu fehlen scheinen. Wir ziehen es jedoch vor, die Statistiken in ihrer ver-
öffentlichten Form zu übernehmen. Polen und Portugal haben keine An-
gaben gemacht, und die Zahlen für Griechenland fehlen ebenfalls. Daher 
umfassen die hier für die EU-27 berechneten Zahlen nur 24 Mitgliedstaa-
ten. 
   
Die Niederlande, das Vereinigte Königreich, Dänemark und Schweden 
haben einen relativ hohen Anteil an kapitalgedeckten Renten, sowie Is-
land und die Schweiz im Europäischen Wirtschaftsraum (Abb. 8.2). Für die 
gesamte EU-27 belaufen sich die Mittel auf nur etwa 23% des BIP 
(Abb. 8.2), im Vergleich zu den umlagefinanzierten Renten der Sozialver-
sicherung und Pensionen im Öffentlichen Dienst. Das Verhältnis zwischen 
kapitalgedeckten und umlagefinanzierten Altersvorsorgesystemen in der 
EU-27 beträgt derzeit etwa 27% des BIP für kapitalgedeckte Systeme ge-
genüber 320% des BIP für umlagefinanzierte Systeme (Abb. 8.2). 
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Ein ähnliches Bild ergibt sich bei Betrachtung der realen jährlichen Aus-
zahlungen, wie in Abb. 8.4 gezeigt. Für die EU-27 insgesamt belaufen sich 
die Auszahlungen der kapitalgedeckten Systeme auf 1,2% und der umla-
gefinanzierten Systeme auf 10,8% des BIP. Belgien scheint genau dem 
europäischen Durchschnitt zu entsprechen, wobei der einzige Unter-
schied in dem höheren Anteil für Staatsbedienstete liegt. Der Grund sind 
ein  größerer öffentlicher Sektor und vor allem der deutliche Unterschied 
zwischen den Pensionen der Beamt:innen und den übrigen umlagefinan-
zierten Renten. Auch viele andere Länder haben ein eigenes Rentensys-
tem für bestimmte Staatsbedienstete. In Italien wurde es jedoch kürzlich 
im Zuge einer Rentenreform abgeschafft. 
   
Nachfolgend werden auch die Beiträge zu den kapitalgedeckten und um-
lagefinanzierten Systemen betrachtet (Abb. 8.5 bis 8.8). In einigen Fällen 
übersteigen die Ausgaben die hier dargestellten Beiträge, da einige Aus-
gleichszahlungen in anderen (hier nicht abgebildeten) Zeilen von Tabelle 29 
erfasst werden. Dies gilt für die Beiträge der Arbeitgeber (Abb. 8.6 und 8.7), 
der privaten Haushalte oder Arbeitnehmer:innen (Abb. 8.5) und des Staats 
für seine eigenen Bediensteten, sei es in einem kapitalgedeckten System 
(wie in den Niederlanden) oder zumeist in einem umlagefinanzierten Sys-
tem, das durch implizite Beiträge finanziert wird, die die Ausgaben decken. 
Das umlagefinanzierte System wird in der Regel durch Beiträge der Arbeit-
geber und Haushalte (da sie abhängig Beschäftigte und selbständige         
Arbeitnehmer:innen sind) gedeckt, aber auch das kapitalgedeckte Renten-
system hat eine gemischte Finanzierungsstruktur. Die Niederlande schei-
nen atypisch zu sein, denn das umlagefinanzierte System stützt sich auf 
Beiträge der privaten Haushalte, während das kapitalgedeckte System 
durch beide finanziert wird. Es gibt außerdem ein großes kapitalgedecktes 
System für Beamt:innen. Tabelle 29 enthält weitere Ausgleichsposten, bei 
denen die zusätzliche Finanzierung der umlagefinanzierten Systeme sowie 
erworbene Kapitelerträge eingerechnet werden müssen. Beide sind als zu-
sätzlicher Finanzierungsposten zu betrachten und können erheblich sein.7 
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Betrachtet man den aktuellen Wert aller Systeme (Abb. 8.8), wird deutlich 
(obwohl fünf Jahre kein so langer Zeitraum sind, als dass eine drastische 
Veränderung zu erwarten wäre), dass die Zweite Säule im europäischen 
Überblick weiterhin begrenzt ist, sowohl was die Beiträge wie auch das 
Kapital im Vergleich zu den Ansprüchen der Ersten Säule und die Auszah-
lungen betrifft. Dabei ist außerdem bemerkenswert, dass in vielen Län-
dern eigene Pensionssysteme für staatliche Bedienstete noch immer eine 
wichtige Rolle spielen. Die Niederlande scheinen eine Ausnahme zu sein, 
nicht nur was die Höhe der Rentenfonds betrifft, sondern auch bezüglich 
des öffentlichen Sektors, für den ein kapitalgedecktes Pensionssystem 
aufgebaut wurde.  
   
Dann genießt noch ein weiterer interessanter Aspekt nationale und in-
ternationale Aufmerksamkeit, nämlich die Frage nach den Verwaltungs-
kosten der kapitalgedeckten Rente (Abb. 8.3). Sie waren für das belgische 
kapitalgedeckte Rentensystem 2018 überraschend hoch, aber in Ländern, 
in denen die kapitalgedeckte Rente eine weitaus größere Rolle spielt, 
übersteigen sie sogar 1% des BIP, zum Beispiel in den Niederlanden und 
im Vereinigten Königreich. Ob die Kosten von den Jahresbeiträgen oder 
der jährlichen Kapitalrendite abgezogen werden sollten, ist ein Punkt, der 
diskutiert wird und von der Darstellung abhängt. Eine Einstiegsgebühr 
(Prozentsatz der neuen Beiträge) von 1% würde den Wert der Beiträge 
nach 40 Berufsjahren um rund 20% mindern; eine jährliche Verwaltungs-
gebühr (Prozentsatz des Guthabens des Versicherungskontos) von 0,5% 
würde den Wert nach 40 Berufsjahren um etwa 10,5% mindern.8 In bei-
den Fällen scheinen die Kosten erheblich zu sein. Nehmen wir wieder die 
Niederlande als Beispiel: Eine Verwaltungsgebühr in Höhe von 1% des 
BIP für die Verwaltung des kapitalgedeckten Systems entspricht nahezu 
dem Beitrag der Haushalte. Es entsteht der Eindruck, dass die Beiträge 
der Haushalte nur zur Finanzierung der Gebühren der Rentenfondsindus-
trie dienen. 
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8   Peter Diamond, 2018, https://saspensions.files.wordpress.com/2018/11/peter-diamond.pdf



Abb. 8.2 Rolle der Ersten und Zweiten Rentensäule: bis dato er-
worbene Alterssicherungsansprüche, Abschlussbilanz 
Ende 2018, in % des BIP 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Quelle: Eurostat, volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen, Tabelle 29 
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Abb. 8.3 Verwaltungsgebühren der Rentenversicherungen für das 
Jahr 2018 in % des BIP 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Quelle: Eurostat, volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen, Tabelle 29
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Abb. 8.4 Rentenleistungen der Sozialversicherung, 2018, in % des 
BIP 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Quelle: Eurostat, volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen, Tabelle 29 
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Abb. 8.5 Tatsächliche Rentenbeiträge der Haushalte, 2018, in % 
des BIP 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Quelle: Eurostat, volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen, Tabelle 29 
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Abb. 8.6 Unterstellte Rentenbeiträge der Arbeitgeber in % des BIP 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Quelle: Eurostat, volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen, Tabelle 29 
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Abb. 8.7 Tatsächliche Rentenbeiträge der Arbeitgeber in % des BIP 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Quelle: Eurostat, volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen, Tabelle 29 
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Abb. 8.8 Gesamtbeiträge zur Ersten und Zweiten Säule, 2018, in % 
des BIP 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Quelle: Eurostat, volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen, Tabelle 29 

 

 
8.3 Weitere Erkenntnisse zur Zweiten Säule 
 
Abschließend sollen hier auch die Standardberichte der OECD zur Zwei-
ten Säule genannt werden (Abb. 8.9). Wir haben bereits mehrfach darauf 
hingewiesen, dass bei Belgien eine Mindererfassung vorliegt, da nur die 
Rentenfonds berücksichtigt wurden, nicht aber die weitaus umfassende-
ren Versicherungsfonds, die der Hauptanbieter von Betriebsrenten sind. 
Das erklärt, warum Belgien früher nur einen geringen Kapitalanteil von 
etwa 10% in kapitalgedeckten Renten aufwies. Dies hat sich erst im Be-
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richt für 2020 geändert. Es hat sich jedoch noch ein weiterer Aspekt ge-
ändert. Seit 2017 wird der Anteil einer dritten Säule mit individuellen Ren-
tensparplänen einbezogen. Dies ist die sogenannte Dritte Säule und es 
ist fraglich, ob sie eingerechnet werden sollte oder nicht. Im Falle Belgiens 
haben wir außerdem zusätzlich zum individuellen Rentensparplan auch 
die individuelle Lebensversicherung erwähnt, da es sich um ein langfris-
tiges, steuerlich gefördertes Sparinstrument handelt. Diese ist übrigens 
nicht nur bedeutender als das individuelle Sparkonto, sondern auch als 
die Zweite Säule. Hier besteht ein deutlicher Unterschied zur volkswirt-
schaftlichen Gesamtrechnung, die in der oben genannten Tabelle 29 nur 
die Erste und Zweite Säule berücksichtigt. Ein Vergleich der obigen Zahlen 
mit den „bis dato erworbenen Ansprüchen“ der Zweiten Säule ergibt 
manchmal ein ähnliches Bild, bisweilen bestehen aber auch erhebliche 
Abweichungen (z. B. für Dänemark). 
 
Abb. 8.9 Gesamtvermögen in Rentensparplänen in % des BIP, 2009 

im Vergleich zu 2019 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Quelle: OECD 
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9 ENTWICKLUNGEN IM GESUNDHEITS-

WESEN 
 
Wie bei den Renten beginnt auch die Analyse des Gesundheitswesens in 
den Jahren 1992 und 2002 und vergleicht die wohlhabenderen alten Mit-
gliedstaaten mit den neuen Mitgliedstaaten, die ab 2002 berücksichtigt 
werden (Abb. 9.1). Vor dem EU-Beitritt holten die neuen Mitgliedstaaten 
im Vergleich zu den alten Mitgliedstaaten auf. Dieser Trend endete jedoch 
bereits im Zeitraum 2002–2007, wie schon vor zehn Jahren erörtert (Pa-
colet, 2010; Delsen & Pacolet, 2011). 
   
Die reicheren Länder geben einen höheren Prozentsatz ihres BIP für das 
Gesundheitswesen aus. Beim Vergleich von 2012 bis 2017 stellen wir fest, 
dass die alten und neuen Mitgliedstaaten wohlhabender geworden sind 
und zunehmend mehr für das Gesundheitswesen ausgegeben haben. Es 
bleibt jedoch ein Unterschied zwischen dem Anteil von mittlerweile 8% 
in den alten Mitgliedstaaten und zwischen 4 und 6% in den neuen Mit-
gliedstaaten. 
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Abb. 9.1 Gesundheitsausgaben (% des BIP) im Vergleich zum BIP 
pro Kopf (in KKS), 1992–2002–2012–2017, alte und neue 
Mitgliedstaaten 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Quelle: Eurostat  
   
Abb. 9.2 zeigt außerdem die privaten Ausgaben, wobei sowohl die direk-
ten Zuzahlungen als auch private Krankenversicherungen ausgewiesen 
werden. Letztere sind in fast allen Ländern begrenzt. Die öffentlichen  
Ausgaben für das Gesundheitswesen sind in Ländern, die höhere        
Gesamtausgaben haben, ebenfalls höher. In Ländern mit geringeren Ge-
samtausgaben kompensieren höhere private Ausgaben die Unterfinan-
zierung, was darauf schließen lässt, dass die Bevölkerung in diesen 
Ländern ebenfalls Bedarf hat, sich die Leistungen wünscht oder sogar be-
reit oder gezwungen ist, dafür zu zahlen, sich dies aber nicht in der Kran-
kenversicherung niederschlägt. Ein wesentlicher Unterschied zwischen 
öffentlichen und privaten Ausgaben in dieser Grafik ist, dass mit Aus-
nahme der privaten Versicherung der private Anteil der Ausgaben von 
den Kranken selbst gezahlt wird, während der öffentliche Anteil von der 
Gesamtbevölkerung getragen wird. Diese Grafik zeigt nicht nur den Um-
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fang der „Privatisierung“, sondern ist auch ein Gradmesser für die Soli-
darität mit den Kranken. Die Covid-19-Pandemie hat uns die Bedeutung 
des Gesundheitswesens vor Augen geführt und mit der unbequemen 
Frage (oder Wahrheit?) konfrontiert, ob wir genug ausgegeben haben, um 
einige ihrer dramatischen Folgen abzuwenden. 
 
Abb. 9.2 Private und öffentliche Ausgaben für Gesundheitsleistun-

gen, 2017, in % des BIP 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

Quelle: System der Gesundheitskonten (SHA), Eurostat 
 
Abb. 9.3 (für die alten Mitgliedstaaten) und Abb. 9.4 (für die neuen Mit-
gliedstaaten) zeigen die Entwicklungen von 2007 bis 2018. Der Anteil der 
privaten Finanzierung hat sich nicht maßgeblich verändert, abgesehen 
von einem gewissen Rückgang des privaten Anteils in einigen Ländern. 
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Abb. 9.3 Private und öffentliche Gesundheitsausgaben in den 
alten Mitgliedstaaten in % des BIP, 2007–2012–2018 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Quelle: System der Gesundheitskonten (SHA), Eurostat 
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Abb. 9.4 Private und öffentliche Gesundheitsausgaben in den 
neuen Mitgliedstaaten in % des BIP, 2007–2012–2018 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Quelle: System der Gesundheitskonten (SHA), Eurostat
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10 ENTWICKLUNGEN IN DER LANGZEIT-

PFLEGE 
 
Abschließend behandelt dieser Bericht die Langzeitpflege, d. h. die Ver-
sorgung von Menschen mit Behinderung, aber zunehmend auch die 
Pflege älterer Menschen. In letzterem Fall hängt sie in vielen Ländern eng 
mit dem Gesundheitswesen zusammen. In Deutschland wurde die Pfle-
geversicherung unter dem Dach der Krankenversicherung angesiedelt. 
Manchmal beinhaltet die Pflegesäule sehr traditionelle Leistungen, die 
aber erst spät als neues soziales Risiko erkannt wurden. In meinen 30 Be-
rufsjahren habe ich daran mitgewirkt, diese Leistungen im Bereich des 
Sozialschutzes in den amtlichen Statistiken zu erfassen. Ich habe mit 
Freude und Erstaunen festgestellt, dass die Europäische Säule sozialer 
Rechte die Langzeitpflege in ihren 20 Grundsätzen behandelt. Noch mehr 
freut es mich, dass der Aktionsplan zur Weiterentwicklung der Europäi-
schen Säule auch Pläne für eine europäische Initiative zur Langzeitpflege 
enthält. 
   
Einige Mitgliedstaaten sind bei der Abdeckung dieses Risikos bereits wei-
ter als andere, wie das hohe Ausgabenniveau auf der rechten Seite der 
Grafik und die sehr geringen Ausgaben links zeigen (Abb. 10.1). Bei der 
vorherigen Konferenz sagte unser rumänischer Kollege Catalin Ghinararu: 
„Wir haben rumänische (Beschäftigte in der) Langzeitpflege ... im Aus-
land.“ In Ländern, die mit Abwanderung zu kämpfen haben, ist der Auf-
bau der Langzeitpflege noch schwieriger. 
   
Die Hochrechnungen der künftigen Entwicklungen von 2021 aus dem 
„Ageing report“ für 2021 (Alterungsbericht) sind in Abb. 10.2 dargestellt. 
   
Der Wortlaut der Europäischen Säule sozialer Rechte vermittelt bisweilen 
den Eindruck, dass sie die häusliche und wohnortnahe Pflege priorisiert. 
Tatsächlich stocken die (oft am höchsten entwickelten) Länder, die am 
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meisten für die Versorgung in Pflegeeinrichtungen und häusliche Pflege 
ausgeben, diese Leistung mit verschiedenen Geldleistungen auf, obwohl 
der Schwerpunkt vielleicht in die eine oder andere Richtung geht. Ist das 
formelle Angebot unterentwickelt, gilt dies oft in beiden Bereichen. An-
dererseits trifft dies nicht immer zu, wie z. B. in Litauen, wo die Pflegeein-
richtungen einen hohen Anteil ausmachen (Abb. 10.3). 
 
Abb. 10.1 Langzeitpflege als % der Empfänger:innen der Gesamt-

bevölkerung und Gesamtausgaben in % des BIP, 2019 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Quelle: Ageing Report 2021 (Alterungsbericht) 
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Abb. 10.2 Ausgaben für die Langzeitpflege in % des BIP, Hochrech-
nungen 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Quelle: Ageing Report 2021 (Alterungsbericht) 
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Abb. 10.3 Entwicklung des Verhältnisses zwischen der Versorgung 
in Pflegeeinrichtungen und der häuslichen Pflege, 2019  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Quelle: Ageing Report 2021 (Alterungsbericht) 
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11 KONVERGENZ ZWISCHEN DEN UND 

INNERHALB DER EUROPÄISCHEN 

SOZIALSTAATSTYPEN 
 
11.1 Beim BIP 
 
Wir haben von den Bismarck-Systemen im Zentrum Europas bis zu den 
Mittelmeerländern zwischen acht Ländergruppen sowie vier Kategorien 
unterschieden, die sich an der regionalen Nachbarschaft und teilweise 
an den Bismarck- bzw. Beveridge-Systemen des Sozialstaats orientieren. 
Abb. 11.1 zeigt, dass der Unterschied zwischen den Mittelmeerländern 
und den anderen alten Mitgliedstaaten unter dem Aspekt des BIP pro 
Kopf über das letzte Jahrzehnt geblieben ist. Auch zwischen den alten und 
den neuen Mitgliedstaaten besteht weiterhin ein deutlicher Unterschied. 
Malta und Zypern haben vielleicht am meisten zu den anderen Mittel-
meerländern aufgeschlossen. Wird das BIP pro Kopf (Abb. 11.1, linke 
Seite) jedoch um die Kaufkraftparität bereinigt (Abb. 11.1, rechte Seite), 
verringern sich die Unterschiede über einen Zehnjahreszeitraum bei den 
Mittelmeerländern und den neuen Mitgliedstaaten. Über einen längeren 
Zeitraum betrachtet, zeigen die „Marsupilami“-Bilder eine stärkere Auf-
wärtskonvergenz (siehe Kapitel 6). 
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Abb. 11.1 Entwicklung des durchschnittlichen BIP pro Kopf als No-
minalwert und in KKS, 2007–2012–2017 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Quelle: Eurostat 

 

 
11.2 Beim Sozialschutz 
 
Über die letzten 20 Jahre haben sich die Unterschiede in der Höhe der 
Sozialausgaben zwischen den verschiedenen Gruppen nicht verändert 
(Abb. 11.2), die bei einigen Sozialausgaben mit etwa 25-30% bei den alten 
Mitgliedstaaten und zwischen 15-20% bei den neuen Mitgliedstaaten 
(d. h. etwa 10 Prozentpunkte) erheblich sind. Berücksichtigt man die Be-
steuerung von Sozialleistungen und bereinigt die Zahlen, verringert sich 
der Unterschied zwischen den Gruppen mit Bismarck-System sogar noch. 
Dann nähern sich die skandinavischen Länder noch stärker den anderen 
alten Mitgliedstaaten an, während die Position der neuen Mitgliedstaaten 
unverändert bleibt. 
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Abb. 11.2 Gesamtsozialausgaben in % des BIP nach verschiedenen 
Sozialstaatssystemen, 1996–2017 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

*  Tabellen nach Aufgabenbereichen, Gesamtleistungen und gruppierten Systemen in % des BIP 
[spr_exp_gdp] 

 
Quelle: Eurostat 

 
Abbildungen 11.3 und 11.4 verdeutlichen, dass meist kein großer Unter-
schied zwischen Brutto- und Nettoausgaben besteht. Einige nordische 
Länder besteuern Sozialleistungen etwas stärker. Dies gilt erstaunlicher-
weise auch für die Niederlande, aber weniger für die neuen Mitgliedstaa-
ten, die allgemein ein niedrigeres Steuerniveau haben. Warum sollten sie 
also ihre Sozialleistungen besteuern? 
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Abb. 11.3 Brutto- und Nettosozialausgaben in % des BIP, 2017 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Quelle: Eurostat 

 
Abb. 11.4 Entwicklung der durchschnittlichen Brutto- und Netto-

sozialausgaben in % des BIP, 2007–2012–2017 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Quelle: Eurostat 
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Tabelle 11.1 Vergleich zwischen BNE und BIP, Belgien, Luxemburg, Ir-
land, 2018 

Quelle: Eurostat 
 
 
Delsen und Pacolet (2011) haben den Zeitraum von 1992 bis 2007 dahin-
gehend analysiert, ob sich die Höhe der Sozialausgaben zwischen den 
alten Mitgliedstaaten einerseits und zwischen den alten und neuen Mit-
gliedstaaten andererseits annähert. Von 1992 bis 2007 sehen wir eine ge-
wisse Konvergenz zwischen den alten Mitgliedstaaten, was eine 
Annäherung zwischen den Bismarck- und Beveridge-Systemen nahelegt. 
In der erweiterten EU lag die Konvergenz zwischen den alten und den 
neuen Sozialstaatssystemen auf demselben Niveau wie in den alten Mit-
gliedstaaten 1992, was zeigt, dass noch ein langer Weg vor uns liegt. Die 
Divergenzen innerhalb der einzelnen Gruppen waren noch geringer, was 
verdeutlicht, dass die acht ermittelten Gruppen relativ homogen sind. 
   
In Tabelle 11.2 wird die Berechnung für den Zeitraum 2007–2017 aktua-
lisiert. Die Varianz ergibt sich aus dem Quadrat der Differenz zwischen 
dem Durchschnitt jeder Ländergruppe und dem Durchschnitt für alle Län-
der. Diese kann zwischen den einzelnen Ländergruppen und innerhalb 
der Ländergruppen disaggregiert werden. Damit die Zahlen leichter ver-
ständlich sind, werden sie in die Standardabweichung oder Quadratwur-
zel der Varianz umgerechnet. Die Bruttoausgaben zeigen tatsächlich 
einen leichten Anstieg auf etwa 6,1%, der netto etwas geringer ausfällt 
(5%). Bei beiden Indikatoren ist dieser Anstieg über die Ländergruppen 
hinweg und innerhalb der Gruppen zu beobachten, wo ein gewisser Er-
weiterungseffekt eintritt. Zieht man für Irland und Luxemburg den Pro-
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zentsatz des BNE heran, wie in Tabelle 11.19 dargestellt, ist die Konvergenz 
geringer, da diese Länder höhere Ausgaben haben. Noch geringer ist der 
Unterschied zwischen dem Vereinigten Königreich und Irland sowie in der 
Gruppe der westeuropäischen Länder mit Bismarck-System, da sich die 
irischen Zahlen stärker an die der anderen Länder annähern. Es zeigt sich 
keine weitere Konvergenz zwischen den acht Sozialstaatssystemen und 
auch der Abstand innerhalb der einzelnen Gruppen bleibt stabil. Berech-
net man die Nettoausgaben, ist die Konvergenz jedoch größer. Dies deu-
tet darauf hin, dass einige Länder oder Gruppen womöglich brutto mehr 
ausgeben, aber bei den Nettozahlen (nach Steuern) eine größere Konver-
genz aufweisen. Die Zahlen werden durch die Ausreißer Irland und Lu-
xemburg verzerrt, die ein relativ niedriges Ausgabenniveau in Prozent des 
BIP aufweisen, sich aber dem durchschnittlichen Anteil annähern, wenn 
das BNE zugrunde gelegt wird. Dies bestätigt den Schluss, dass sich im 
Zeitraum 1992–2007 die Sozialstaaten mit Bismarck- und Beveridge-Sys-
tem beim Sozialschutz angenähert haben, was sich durch die Berücksich-
tigung der neuen Mitgliedstaaten jedoch nicht geändert hat. Bei 
Verwendung des BNE gehen die Zahlen sogar noch weiter auseinander, 
da die Sozialausgaben der alten Mitgliedstaaten einschließlich Luxemburg 
und Irland höher sind als die der neuen Mitgliedstaaten. 
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9   Diese Tabelle vergleicht das BIP und BNE für das Jahr 2018. BNE (Bruttonationaleinkommen) = BIP 
(Bruttoinlandsprodukt) + Primäreinkommen der gebietsansässigen Wirtschaftseinheiten aus dem 
Ausland – an die übrige Welt zu zahlendes Primäreinkommen.



Tabelle 11.2 Konvergenz bei der Höhe der Sozialausgaben10, 2007– 
2012–2017 

 
*  Die Zahlen in der Tabelle entsprechen der Standardabweichung, ausgedrückt in % des BIP,  

berechnet als Quadratwurzel der Varianz 
 

Quelle: Eurostat  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

EZA 

★★★
★

★

★
★ ★

★
★

80

!! "#$%%!&'(&)*+,-#&! .&,!&'(&)*+,-#&!

! "#$%##&!
'()*+,! -.$/.&!'()*+,! 0)$12! "#$%##&!

'()*+,! -.$/.&!'()*+,! 0)$12!

!! !"#$%#"&'()"*)+),-)./0) !"#$%#"&'()"*)+),-)./0)

344
5! 674! 375! 675! 879! 37:! :76!

34;
3! 67:! 376! 67<! :78! 37:! :7<!

34;
5! 67:! 379! =7;! :73! 375! 674!

!! !"#$%#"&'()"*)+),-).12)-,3)45)"6()27) !"#$%#"&'()"*)+),-).12)-,3)45)"6()27)

344
5! 673! 373! 675! :7;! 374! :7=!

34;
3! =7;! 373! =7:! :7<! 37;! 678!

34;
5! =74! 373! =78! :75! 373! 673!

Bruttoausgaben Nettoausgaben

Zwischen 
Gruppen

Berechnet in % des BIP

Berechnet in % des BNE für LU und IE Berechnet in % des BNE für LU und IE

Berechnet in % des BIP

Zwischen 
Gruppen

Innerhalb von 
Gruppen

Innerhalb von 
GruppenGesamt Gesamt

10   Das BIP von Luxemburg ist 52% höher als sein BNE; bei Irland ist das BIP 30% höher. Das bedeutet, 
dass die für diese beiden Länder berechneten Prozentsätze um 52% bzw. 30% erhöht werden soll-
ten.
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12 DIE EUROPÄISCHEN SOZIALSTAATEN 

IM ÜBERBLICK 
 
Dieses Kapitel liefert einen Überblick über die wichtigsten Ergebnisse, die 
von den Mitgliedstaaten vorgetragen wurden, die an der Online-Kon-
ferenz11 teilgenommen haben. Die Kolleg:innen wurden gebeten, in ihren 
nationalen Berichten auf die wichtigsten Entwicklungen in ihrer Wirt-
schaft, dem Sozialstaat (insbesondere der Rente, dem Gesundheitswesen 
und der Langzeitpflege) und die entsprechenden politischen Entschei-
dungen der letzten fünf Jahre einzugehen. 
 
 
12.1 Bismarck-Systeme 
 
12.1.1 Österreich 
 
Die Staatsverschuldung erreichte 2015 ihren Höchststand (84,9%) und 
sank 2019 auf 70,5% des BIP, stieg aber 2020 infolge der Covid-19-Krise 
wieder auf rund 79,1%. Die Beschäftigungsquote ist im Laufe der Jahre 
gestiegen, insbesondere bei den Frauen (von 55,9% im Jahr 2000 auf 
66,7% 2019), aber auch bei den Männern (von 73,4% im Jahr 2000 auf 
77,0% 2019). Die Sozialausgaben lagen als prozentualer Anteil des BIP im 
letzten Jahrzehnt stabil bei etwa 29,5%. Der Deckungsgrad der betriebli-
chen Altersvorsorge hat sich in den letzten drei Jahrzehnten von etwa 10% 
auf 20% erhöht. Dennoch ist das Beitragsniveau meist sehr niedrig, was 
darauf schließen lässt, dass keine wesentliche Verschiebung zur betrieb-
lichen oder privaten Altersvorsorge besteht. Insgesamt hat sich der ös-
terreichische Sozialstaat als robust erwiesen. 
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11   Siehe Liste der nationalen Beiträge im Literaturverzeichnis.



12.1.2 Belgien 
 
Die Zahl der Leistungsempfänger:innen (Invalidität, Arbeitslosigkeit, Rente 
etc.) steigt in Belgien konstant. Doch während insbesondere die Zahl der 
Rentner:innen und Menschen mit Behinderung und Erwerbsunfähigkeit 
stark gestiegen ist, sank die Arbeitslosigkeit zuletzt (zumindest galt dies 
vor der Covid-19-Krise). Bei den Sozialausgaben haben Invalidität, Krank-
heit und Langzeitpflege die Arbeitslosigkeit überholt. Die staatlichen Aus-
gaben für den Sozialschutz haben sich in den letzten Jahrzehnten als 
bemerkenswert robust erwiesen. Während der Covid-19-Krise ist das bel-
gische Defizit doppelt so hoch wie während der Finanzkrise. Obwohl die 
Zweite Säule der Altersvorsorge immer verbreiteter ist, bleibt ihre Bedeu-
tung begrenzt (2018 weniger als 10% der Ersten Säule). Darüber hinaus 
mehren sich die Hinweise auf erhebliche Verwaltungskosten und (semi-) 
steuerliche Abgaben für Renten. Die staatlichen Ausgaben für das Ge-
sundheitswesen in Prozent des BIP sind stabil geblieben, ebenso wie die 
Anteile der öffentlichen und privaten Ausgaben. Obwohl Belgien ein 
hochentwickeltes und diversifiziertes System der Langzeitpflege hat, das 
aus der Unterbringung in Pflegeeinrichtungen und häuslicher Pflege mit 
Pflegegeld oder sogar Pflegeurlaub besteht, konnte das Covid-Drama in 
den Alters- und Pflegeheimen nicht abgewendet werden. 
 
 
12.1.3 Deutschland 
 
Nach der Covid-19-Krise wurden verschiedene Maßnahmen eingeleitet, 
um die globale Gesundheit und wirtschaftliche Normalität möglichst 
schnell wiederherzustellen. Die Haushaltspolitik sollte die Folgen der Pan-
demie bekämpfen, Not- und Überbrückungshilfe leisten und die Gesamt-
nachfrage so ankurbeln, dass sie nahe am Produktionspotenzial bleibt. 
Das Verhältnis von Sozialleistungen zu BIP (Sozialleistungsquote) steigt 
seit 2011 stetig und erreichte 2019 trotz wachsendem BIP 30,3%. Dieser 
Anstieg lässt sich durch die Einführung einer Mindestrente und eines ge-
setzlichen Mindestlohns sowie die Wiedereinführung von Vorruhestands-
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regelungen erklären. Obwohl die Covid-Nothilfen die Wirtschaft kurzfristig 
entlastet haben, muss die Haushaltspolitik langfristig die Gesamtnach-
frage stützen. 
 
 
12.1.4 Luxemburg 
 
Die Covid-19-Krise hat zu verschiedenen neuen Maßnahmen geführt. Drei 
Beispiele dafür sind eine neue Vereinbarung über Kurzarbeit, die einen 
sozialen Mindestlohn für ungelernte Arbeitskräfte festlegt, Pflege- bzw. 
Betreuungsurlaub zur Versorgung von Angehörigen, der Familien unter-
stützen soll, und eine automatische Verlängerung der Arbeitslosenunter-
stützung. Obwohl das Rentensystem in Luxemburg langfristig nicht 
tragbar ist, scheint eine Rentenreform immer noch tabu zu sein. 
 
 
12.1.5 Niederlande 
 
Zunehmende Segmentierung äußert sich in wachsender Ungleichheit 
(Schwächung des sozialen Sicherheitsnetzes, Unterschiede im Gesund-
heitswesen, Lohnungleichheit etc.) und einem hohen und steigenden An-
teil an flexiblen Beschäftigungsverhältnissen. Der niederländische 
Sozialstaat gilt als unhaltbar und veraltet. Reformen im Gesundheits-
wesen zielen darauf ab, eine ausreichende Qualität und eine für alle zu-
gängliche und erschwingliche Versorgung zu gewährleisten. Die Ziele für 
soziale Unterstützung und Langzeitpflege wurden jedoch nur teilweise 
erreicht. 
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12.2 Die nordischen Länder mit Beveridge-System 
 
12.2.1 Dänemark 
 
Vor Ausbruch der Covid-19-Pandemie sank in Dänemark die Arbeitslosen-
quote. Das Rentenalter steigt schrittweise von 65 Jahren im Jahr 2019 auf 
67 Jahre (2022), 69 Jahre (2035) und voraussichtlich 70 Jahre bis 2040. 
Langfristig gilt das Rentensystem als tragfähig. Die Ausgaben für die sta-
tionäre Krankenhausbehandlung sind in den letzten Jahren real gestiegen 
und die Zahl der ambulanten Behandlungen sowie die Versorgung in pri-
vaten Kliniken oder Krankenhäusern haben zugenommen. Außerdem 
sind die Ausgaben für die Langzeitpflege gestiegen. Es gestaltet sich je-
doch schwierig, in diesem Sektor Personal zu rekrutieren. 
 
 
12.2.2 Schweden 
 
Um das Rentensystem dauerhaft tragfähig zu halten, müssen das Ren-
teneintrittsalter und die Anzahl der Erwerbstätigen erhöht werden, damit 
diese zur Finanzierung des Sozialstaats beitragen können. Zwar ist der 
Krankenstand auf dem niedrigsten Niveau seit den 1970er Jahren, aber 
dies ist nicht auf eine Gesundheitsreform zurückzuführen, sondern liegt 
vielmehr daran, dass der Anspruch auf Krankengeld gekürzt und mehr 
Kranke als arbeitslos eingestuft werden. Außerdem wurden die Vorruhe-
standsregelungen verschärft, was die Zahl der Arbeitslosen ebenfalls er-
höht, da weniger Menschen in den Vorruhestand gehen können oder 
Anspruch auf Krankengeld und berufliche Eingliederungsmaßnahmen 
haben. Kürzungen der Sozialleistungen resultieren in einer hohen      
Langzeitarbeitslosigkeit, die seit 2007 kontinuierlich steigt. Die Lage in 
Schweden erscheint paradox: Das Land hat eine der höchsten Beschäfti-
gungsquoten (80,4% im Jahr 2020) und gleichzeitig eine der höchsten Ar-
beitslosenquoten (8,5%) in Europa. Das liegt daran, dass viele Arbeitslose 
befristete, subventionierte und geringfügig bezahlte Jobs annehmen und 
so auf dem Arbeitsmarkt sind. Um die hohe Arbeitslosigkeit zu senken, 
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sind mehr Investitionen in die Bildung und eine bessere Integration von 
Zuwanderer:innen notwendig. 
 
 
12.3 Länder mit Beveridge-System 
 
12.3.1 Irland 
 
Die Beschäftigungsquote war 2018 (68,5%) noch nicht wieder auf dem-
selben Niveau wie vor der Wirtschafts-, Haushalts- und Bankenkrise 
(71,7% im Jahr 2007), obwohl sie sich im Vergleich zu 2012 (59,8%) deutlich 
erholt hat. 2018 trug der Staat 74% der Gesundheitsausgaben, was einen 
Rückgang gegenüber 2007 (79%) darstellt und auf höhere private Zuzah-
lungen zurückzuführen ist. Es entsteht auch der Eindruck, dass es ein 
Zwei-Klassen-Gesundheitssystem für Arme und Reiche (Privatversicherte 
versus Kassenpatienten) gibt. Durch die Alterung der Bevölkerung ge-
winnt die Langzeitpflege an Bedeutung. Die staatlichen Ausgaben tendie-
ren stärker zur Versorgung in Pflegeeinrichtungen und die Zahl privater 
Pflegeheime steigt massiv. Der politische Kurs angesichts der Pandemie 
wirft die Frage auf, ob Irland zu einem Modell universeller Gesundheits-
versorgung wechseln wird. 
 
 
12.3.2 Vereinigtes Königreich 
 
Ein wichtiges Thema im Vereinigten Königreich ist natürlich der Brexit und 
alle dadurch ausgelösten politischen Umwälzungen. Obwohl der Sparkurs 
2018 gelockert und 2019 ganz aufgegeben wurde, sind die Ausgaben wei-
ter zu gering, um den Bedarf zu decken. Insbesondere die Sozialhilfe 
kommt zu kurz. Trotz geringer Erhöhungen in letzter Zeit liegen die realen 
Ausgaben weit unter dem Bedarf. Jedoch greifen seit langem geplante 
Rentenreformen. Für manche Gruppen, einschließlich der Selbstständi-
gen, sind die Leistungen großzügiger, während das System für die meis-
ten jüngeren Menschen eher weniger großzügig ist, was die Bedeutung 
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der privaten/betrieblichen Altersvorsorge erhöht. Während die Renten-
ausgaben gesichert sind, werden die Leistungen für Kinder gekürzt. Die 
Pandemie hat große Ungleichheiten im Gesundheitswesen offenbart und 
die Schere geht in einigen Fällen noch weiter auseinander. 
 
 
12.4 Mittelmeerländer mit Bismarck-System 
 
12.4.1 Griechenland 
 
Griechenland ist in Bezug auf seine Beschäftigungsquote (62%) und seine 
Langzeitarbeitslosenquote (14%), die jeweils zu den niedrigsten bzw. 
höchsten in Europa zählen, eine wichtige Ausnahme. Die Gesamtsozial-
ausgaben stiegen von 9,9% im Jahr 1980 auf 24% im Jahr 2019. Jedoch 
sanken sie zwischen 2012 und 2019 um etwa 3 Prozentpunkte. Der Anteil 
der privaten Ausgaben an den Gesamtausgaben für die Gesundheit ist in 
Griechenland besonders hoch und erreichte 2018 fast 35% (gegenüber 
dem OECD-Durchschnitt von etwa 20%). Darüber hinaus erreichten die 
Renten 2019 mit 16,1% des BIP den höchsten prozentualen Anteil in der 
EU. 
 
 
12.4.2 Portugal 
 
Während Portugal die Finanzkrise 2010 noch mit „enthusiastischer Spar-
samkeit“ bekämpfte, wurde dieser Kurs ab 2015 durch „schleichende Aus-
terität“ abgelöst. Daher bleiben die sozialen Investitionen sehr niedrig. 
Während die Altersenten in Portugal relativ großzügig sind, sind die Fa-
milienleistungen eher gering. Die jüngsten Rentenreformen haben das 
Ziel der Kosteneindämmung erfüllt, aber Wohlstandslücken und Verwer-
fungen nicht behoben. Der portugiesische Arbeitsmarkt wird vom Nied-
riglohnsektor und Ungleichheit beherrscht. Darüber hinaus verschärfen 
die Sozialleistungen die Ungleichheit, da Haushalte mit geringem Einkom-
men nur gut 10% der Transferleistungen erhalten. 

EZA 

★★★
★

★

★
★ ★

★
★

86



12.4.3 Spanien 
 
Die sozialen Investitionen in das Gesundheitswesen, die Langzeitpflege 
und Maßnahmen zur Bekämpfung der Kinderarmut sind rückläufig. Ins-
besondere bei der Langzeitpflege ist der Anteil der Finanzierung durch 
die Zentralregierung von fast 40% im Jahr 2009 auf etwa 15% im Jahr 2019 
gesunken, während die Rolle der autonomen Gemeinschaften und der 
Zuzahlungen zugenommen hat, was auf eine starke Dezentralisierung des 
Sozialstaats hindeutet. Darüber hinaus findet bei allen öffentlichen Sozi-
alleistungen eine selektive Privatisierung statt. Die staatliche Rente befin-
det sich in einer langfristigen Finanzierungskrise, die unter anderem der 
hohen Arbeitslosigkeit geschuldet ist. Die Covid-19-Pandemie traf Spanien 
besonders hart. Dies hat einige Initiativen zum Wiederaufbau des Lang-
zeitpflegesystems bewirkt, wie z. B. eine Finanzspritze für Sozialdienste 
und einen Plan zur Refinanzierung der Langzeitpflege und langfristigen 
Sicherung des Systems, wobei der Fokus darauf liegt, es den Menschen 
mithilfe wohnortnaher und häuslicher Pflegedienste zu ermöglichen, in 
ihrem eigenen Umfeld zu bleiben. 
 
 
12.4.4 Zypern 
 
Die letzten fünf Jahre (2015–2020) waren durch starkes Wirtschaftswachs-
tum mit einer Verbesserung der Ungleichheits- und Armutsindikatoren 
geprägt. Die Sozialausgaben sanken von 20,2% des BIP im Jahr 2014 auf 
18,1% im Jahr 2018. Bis vor kurzem (1. Juni 2019) war Zypern der letzte 
EU-Mitgliedstaat, der kein integriertes öffentliches Gesundheitssystem 
mit universeller Abdeckung hatte. Das nationale Gesundheitswesen wird 
künftig universellen Versicherungsschutz und Zugang zu einem umfang-
reichen Leistungskatalog bieten und dabei den öffentlichen und privaten 
Sektor in einem Quasi-Markt zusammenführen, in dem die Qualität statt 
Preis im Wettbewerb entscheidet. Dies soll Lücken in der Gesundheits-
versorgung schließen, die Zugänglichkeit, Verfügbarkeit und Erschwing-
lichkeit von Gesundheitsdiensten verbessern, die großen Ungleichheiten 
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in der Gesundheitsversorgung des alten Systems reduzieren, die Warte-
zeiten verkürzen und Zuzahlungen senken. Die Ausgaben für die Lang-
zeitpflege in Zypern gehören zu den niedrigsten in der EU (0,3% des BIP) 
und der Anteil der Eigenleistungen ist hoch. Die informelle Pflege spielt 
eine wichtige Rolle, wobei die Unterstützung durch die Familie, das soziale 
Netzwerk und häusliche Pflegekräfte erfolgt. 
 
 
12.5 Baltische Staaten mit Beveridge-System 
 
12.5.1 Lettland 
 
Die staatlichen Gesamtausgaben für den Sozialschutz steigen langsam 
(von 11,8% des BIP im Jahr 2016 auf 12,1% 2019). Das gilt speziell für die 
Gesundheitsausgaben (von 3,7% im Jahr 2016 auf 4,2% 2019). Die Min-
destrente bleibt niedrig. Der wachsende Bedarf an Langzeitpflege kann 
nicht gedeckt werden, weil die personellen und finanziellen Ressourcen 
nicht ausreichen. Im Jahr 2016 wurden nur 0,4% des BIP für die Langzeit-
pflege aufgewendet (gegenüber dem EU-27-Durchschnitt von 1,6%). Au-
ßerdem übersteigen die Ausgaben für Pflegeeinrichtungen noch immer 
die für die häusliche Pflege. Die Covid-19-Krise hat das niedrige Entgelt-
niveau im Gesundheitswesen und der Langzeitpflege offenbart, was sich 
in Personalmangel sowie unzureichenden Fähigkeiten und Kompetenzen 
der Pflegekräfte äußert. Der ungleiche Zugang zu Gesundheitsleistungen 
ist hauptsächlich auf die Einkommensungleichheit zurückzuführen. 
 
 
12.5.2 Litauen 
 
Seit 2015 wächst Litauens Wirtschaft, wie der Anstieg des BIP pro Kopf, 
der Beschäftigungsquote und des durchschnittlichen Nettolohns zeigt. 
Dennoch ist die Armutsgefährdungsquote unverändert geblieben. Die 
Renten sind leicht gestiegen und es gab einige Reformen in der Ersten 
und Zweiten Säule. Litauen fällt in der EU durch eine hohe Sterblichkeits-
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rate infolge äußerer Ursachen und schlechter Allgemeingesundheit auf, 
die überwiegend verhaltensbedingten Risikofaktoren wie Ernährung, 
Tabak- und Alkoholkonsum geschuldet ist. Der Anteil der Gesundheits-
ausgaben wächst parallel zum BIP und liegt bei 6,5% des BIP, aber die Pro-
Kopf-Ausgaben bleiben niedrig. Die Gesundheitsversorgung wurde unter 
drei Aspekten reformiert: Dezentralisierung, Steigerung der Effizienz und 
Verringerung der Ungleichheit bei der Gesundheitsversorgung. Die Lang-
zeitpflege ist weiterhin unterentwickelt. 
 
 

12.6 Mittel- und osteuropäische Länder mit 
Bismarck-System 

 
12.6.1 Tschechische Republik 
 
Zwischen 2013 und 2016 gab es eine Zweite Säule der Altersvorsorge, die 
jedoch aufgrund mangelnden Interesses wieder aufgelöst wurde; die Mit-
tel wurden auf die Erste Säule übertragen. Der Abhängigkeitsquotient 
steigt: vor 2010 stützten vier Personen im erwerbsfähigen Alter eine 
Rente; 2012 sank er auf 1,8 und 2020 lag er bei 1,2. Das Gesundheits-
wesen ist der zweitgrößte öffentliche Ausgabenbereich, aber die finan-
zielle Nachhaltigkeit des aktuellen Gesundheitswesens und dessen 
übermäßige Inanspruchnahme durch die Bevölkerung verursachen Pro-
bleme. Anfangs gehörte die Tschechische Republik zu den Ländern, die 
die Covid-19-Pandemie am besten bewältigten, aber inzwischen hat sie 
die höchste Inzidenz weltweit. Die Krise zeigt, dass der tschechische So-
zialstaat im Hinblick auf mehrere Herausforderungen wie die wachsende 
Zahl von Arbeitsmarktaußenseitern, Digitalisierung der Arbeitswelt und 
Sharing Economy modernisiert werden muss. 
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12.6.2 Ungarn 
 
Der Sozialstaat nahm 2010 eine konservative Wendung mit einer Ver-
schlechterung der allgemeinen Leistungen und einer Verschiebung bei 
den Zielgruppen der Umverteilung zugunsten von Familien. Es wird er-
wartet, dass sich das gesetzliche Rentenalter wegen der Alterung der Ge-
sellschaft bis 2030 auf 72 Jahre erhöht. Die demografische Entwicklung 
bietet Anlass zur Sorge, da die Bevölkerung aufgrund der niedrigen Ge-
burtenrate (die zwar steigt, aber auf niedrigem Niveau) und starker Aus-
wanderung vermutlich schrumpfen wird. Zwischen 2010 und 2016 hat 
Ungarn seine Ausgaben für staatliche Beschäftigungsprogramme verdop-
pelt, da die Beschäftigungsquote 2010 mit 54,9% erstaunlich niedrig war. 
Das Gesundheitswesen ist seit langem unterfinanziert, was zu langen 
Wartelisten und niedrigen Löhnen im Gesundheitssektor führt und so-
wohl Personal als auch Patienten in die private medizinische Versorgung 
abwandern lässt. Es gibt kein eigenes System für die Langzeitpflege, die 
meist von Angehörigen, Ehrenamtlichen und den Kommunen geleistet 
wird. Pflegeeinrichtungen für ältere Menschen sind unterfinanziert. 
 
 
12.6.3 Slowakei 
 
Die Slowakei weist ein erhebliches regionales Gefälle auf. Die Staatsaus-
gaben sind in den letzten Jahren relativ stabil geblieben. Allerdings sind 
die Ausgaben für Krankheit/Gesundheitsversorgung und Altersvorsorge 
in den letzten zehn Jahren gestiegen, während die Aufwendungen für 
Wohnen und die Bekämpfung sozialer Ausgrenzung gesunken sind. Das 
Rentensystem besteht seit 2004 aus drei Säulen. Im Jahr 2020 wurde eine 
Verfassungsänderung beschlossen (die 2023 in Kraft tritt). Sie beinhaltet 
Reformen, die jeder Person die Entscheidung überlassen, welcher Anteil 
der zum System der Alterssicherung geleisteten Steuern oder Beiträge 
der Person zur Verfügung gestellt werden, die sie großgezogen hat und 
die Alterssicherung erhält (Elternrente). 2019 erreichte die Slowakei ihren 
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historisch höchsten Beschäftigungsstand und die niedrigste Arbeitslosen-
quote seit der Wende. Außerdem steigt der Mindestlohn kontinuierlich. 
 
 

12.7 Länder des zentralen/östlichen Balkans mit 
Bismarck-System 

 
12.7.1 Bulgarien 
 
Zwischen 1989 und 2020 ist die Bevölkerung durch Auswanderung um 
mehr als ein Fünftel geschrumpft, was regionale Unterschiede verschärft 
hat. Die Armutsgefährdungsquote steigt (leicht), vor allem für Rentner: 
innen. Bulgarien war 2020 mit einer dreifachen Krise konfrontiert: ge-
sundheitlich, wirtschaftlich und politisch. Die Rentenreform von 2015 (die 
die von 2011 ablöste) führt zu einem allmählichen Anstieg des Renten-
alters, der Versicherungszeit, der Beitragsdauer und der Rentenbeiträge. 
Der private Gesundheitssektor erfährt eine enorme Expansion. Die pri-
vaten Zuzahlungen sind hoch. Es gibt keine eigene Gesetzgebung zur 
Langzeitpflege. Die formelle und informelle Langzeitpflege ist äußerst un-
zureichend; die Nachfrage nach Pflegeeinrichtungen ist hoch, aber die 
Qualität der Strukturen, Einrichtungen und fachlichen Kompetenz des 
Pflegepersonals ist gering. 
 
 
12.7.2 Kroatien 
 
Die Beschäftigungsquote ist deutlich gestiegen: von rund 53% im Jahr 
2013 auf 62% 2019. Die Arbeitslosenquote, die 2013 mit knapp 18% ihren 
Höchststand erreichte, sank 2019 auf unter 7%. Bei der Inanspruchnahme 
ihres Rechts auf eine Alters- oder Vorruhestandsrente können seit dem 
1. Januar 2019 alle, die in beiden Rentensäulen versichert sind, wählen, 
ob sie ausschließlich eine Rente aus der Ersten Säule (Generationensoli-
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darität) oder aus beiden Pflichtsäulen (einschließlich möglicher individuel-
ler kapitalmarktbasierter Rentensparpläne) erhalten möchten. Ein ernst-
haftes Problem in Kroatien ist die Tatsache, dass mehr als ein Drittel der 
älteren Menschen von Armut und sozialer Ausgrenzung bedroht sind. Die 
Pro-Kopf-Ausgaben für die Gesundheit gehören zu den niedrigsten in der 
EU. Dennoch ist der Anteil der öffentlichen Ausgaben relativ hoch, mit 
einem breiten Leistungsspektrum. 
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13 FAZIT 
 
Aktuell passen viele der in diesem Bericht für die Ländervergleiche he-
rangezogenen Indikatoren noch in die stilisierte Zeitleiste der sozialen 
Marktwirtschaft mit höherem Sozialschutz bei parallelem wirtschaftli-
chem Fortschritt, wie in Abb. 13.1 gezeigt. Viele Initiativen auf europäi-
scher Ebene zielen in die gleiche Richtung. In gewisser Weise wurde die 
im Aktionsplan zur Europäischen Säule sozialer Rechte angekündigte    
europäische Initiative zur Langzeitpflege bereits vor 20 Jahren vorherge-
sehen, als wir mit dieser stilisierten Grafik die Entwicklung des Sozial-
schutzes für pflegebedürftige ältere Menschen veranschaulichten. Dies 
entspricht auch heute noch der potenziellen Entwicklung des Sozialstaats. 
Die neue Initiative (die sich auch an die Europäischen Säule sozialer 
Rechte anlehnt), die in der Empfehlung für einen angemessenen Sozial-
schutz für alle enthalten ist, geht in die gleiche Richtung. Das Gleiche gilt 
für die aktuelle und bevorstehende europäische Überprüfung der Bedin-
gungen des Stabilitäts- und Wachstumspakts. Dies könnte einen größeren 
„Spielraum“ für die Weiterentwicklung des Sozialstaats bedeuten. Aber 
die größten Verbesserungen müssen auf der nationalen Ebene erfolgen: 
Letztlich ist das stilisierte Schema unten auf der europäischen Ebene wei-
ter relevant, mehr noch aber auf der nationalen Ebene. 
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Abb. 13.1 Stilisierter Verlauf der Entwicklung des Sozialstaats: Ein 
gemeinsamer europäischer Weg für wirtschaftlichen und 
sozialen Fortschritt? 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Quelle: Auf Basis von Pacolet J., R. Bouten, H. Lanoye, K. Versieck, 1999, S. 22  
 
 
Was sind die gemeinsamen Schlussfolgerungen unserer sechsten Reihe 
von Analysen zur Lage des Sozialstaats in insgesamt 18 EU-Mitgliedstaa-
ten? 
 
     1.   Der Sozialstaat ist krisensicher: Die aktuelle Covid-19-Krise hat dies 

einmal mehr bestätigt. Diese Lehre haben wir zum Glück bereits 
aus der Sparpolitik nach der Schuldenkrise 2011–2012 gezogen. 
Die soziale Sicherung hat sich in den meisten Ländern als belastbar 
erwiesen, selbst in Zeiten einer Wirtschaftskrise. 

 
     2.   Das Bewusstsein für die Bedeutung des Sozialstaats bei der Ab-

federung der Folgen von Gesundheits-, Sozial- und Wirtschaftskri-
sen wächst. Die Rolle des Sozialstaats wird in Zeiten von Wirtschafts-, 
Sozial- und Gesundheitskrisen wiederentdeckt und der Begriff 
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„Staat“ gehört dazu. Es bleibt zu hoffen, dass diese Einsicht von 
Dauer ist, wenn in den nächsten Jahrzehnten angesichts der altern-
den Bevölkerung die Notwendigkeit von Sozialausgaben steigt. 

 
     3.   Sozialer und wirtschaftlicher Fortschritt müssen Hand in Hand 

gehen; das zeigen die anhaltende Lücke zur Vollbeschäftigung oder 
zur weiteren Beschäftigungszunahme und die Notwendigkeit des 
Wirtschaftsaufschwungs nach einer Krise (einschließlich der Rolle 
des Staats und seiner Expansionspolitik). Außerdem bedeutet So-
zialschutz durch die Schaffung zusätzlicher Arbeitsplätze auch Wirt-
schaftswachstum. Dies muss kein Widerspruch zu ökologischen 
Fragen sein, wie uns der ehemalige Präsident des Europäischen 
Rates Herman Van Rompuy in seinem Impulsreferat in Erinnerung 
rief. 

 
     4.   Reichere Volkswirtschaften geben mehr für den Sozialschutz aus, 

aber die Covid-19-Krise hat gezeigt, dass einige Systeme (Gesund-
heitswesen, Langzeitpflege) noch immer unterentwickelt sind. Es 
gibt Anzeichen, dass die Kapazität und eventuell auch Qualität der 
Systeme unzureichend ist, was sich teilweise an der Unfähigkeit 
zeigt, in Krisenzeiten angemessen zu reagieren/funktionieren. 

 
     5.   Die wirtschaftliche, aber insbesondere die soziale Konvergenz hat 

sich verlangsamt: Diese Entwicklung liegt jedoch in der Entschei-
dung der Nationalstaaten. 

 
     6.   Es setzt sich die Erkenntnis durch, dass schon länger bestehende 

Risiken offener zutage treten und komplexer werden, z. B. Lang-
zeitpflege, Krankheit und Erwerbsunfähigkeit, angemessene Min-
destleistungen. 

 
     7.   Es zeigt sich, dass die Zweite Säule der betrieblichen Altersvorsorge 

eher die Ausnahme als die Norm ist. In vielen Ländern besteht die 
Gefahr, dass diese Renten nur eine geringe Rolle spielen, obwohl 
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sie in einigen Fällen jahrzehntelang gefördert wurden; außerdem 
verursachen sie Kosten. Die Haushaltsaufwendungen und Verwal-
tungskosten im Zusammenhang mit der betrieblichen Altersvor-
sorge stehen zunehmend im Fokus. Einige Länder haben die Zweite 
Säule wieder in die Erste Säule integriert. 

 
     8.   Es sind viele neue Initiativen entstanden, die Beschäftigung und Be-

treuung kombinieren und einen weiteren Beitrag zur „Vielfalt“ der 
reifen sozialstaatlichen Systeme leisten. 

 
     9.   Selbst hochentwickelte Sozialstaaten können ihren Glanz durch er-

höhte Selektivität und Segmentierung, Privatversicherungen und 
Eigenleistungen oder die geringere Kapazität neuer Beschäfti-
gungsverhältnisse (Plattformarbeit, Sozialdumping, Sozial- und 
Haushaltsausgaben für die Schaffung neuer Arbeitsplätze, (Schein-) 
Selbständigkeit) verlieren. Dies zeigt, dass ein hoher Sozialschutz 
nur mit einer starken wirtschaftlichen Entwicklung möglich ist. 

 
     10.   Ein hoher Sozialschutz erfordert auch einen hohen Standard der 

Arbeitsbedingungen in den entsprechenden Pflegebereichen, ins-
besondere im Hinblick auf die Einstellung qualifizierter Arbeits-
kräfte, die durch höhere Ausgaben erleichtert wird. 

 
     11.   Das Renteneintrittsalter wird weiter steigen, wenn auch manch-

mal im Gegenzug für andere Veränderungen, und zu einem hö-
heren Beschäftigungsniveau führen. 

 
     12.   Die demografischen Hochrechnungen für die EU haben sich er-

heblich verändert: Die Gesamtbevölkerung wird weniger wach-
sen, wobei deutliche Unterschiede zwischen den Ländern 
bestehen. Einige werden einen geringen Zuwachs verzeichnen, 
während andere dramatisch schrumpfen werden. Sie verdeutli-
chen Arbeitsplatzdefizite in einigen Ländern, während andere 
Länder auf Arbeitsmigrant:innen angewiesen sein werden. 
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     13.   In einigen Ländern besteht die Gefahr eines Zwei-Klassen-Pflege-
systems (Reiche und Arme). Der Sozialstaat trägt nicht immer zu 
einer wesentlichen Umverteilung von Reich zu Arm bei. Das Be-
wusstsein für die zunehmende Ungleichheit bei der Gesundheit 
und Lebenserwartung, die beträchtlich ist und sich teilweise wie-
der verschärft, wächst. Es wäre echte Prävention, auch im Hinblick 
auf die Kosten, würde diese Lücke geschlossen. 

 
     14.   Obwohl die Privatisierung nach wie vor auf einem niedrigen        

Niveau ist, sowohl was die Versicherung als auch Zuzahlungen be-
trifft, ist in einigen Ländern ein zunehmender Trend zur Privati-
sierung der Versorgung zu beobachten. 

 
     15.   In einigen Mitgliedstaaten liegt der Fokus bei der Langzeitpflege 

auf der Versorgung in Pflegeeinrichtungen anstelle der häuslichen 
Pflege; in den meisten Fällen gibt es jedoch beide Arten der Pflege, 
wenn das System hochentwickelt ist. 

 
     16.   In einigen Mitgliedstaaten hat die Rente im Sozialstaat weiterhin Prio-

rität vor dem Gesundheitswesen und der Langzeitpflege, die unter-
entwickelt bleiben oder sogar hohe Eigenleistungen erfordern. So 
hat Zypern beispielsweise erst 2019 eine allgemeine Krankenver-
sicherung eingeführt, während die Langzeitpflege noch aufgebaut 
werden muss. Die Covid-19-Pandemie hat die Folgen unterentwickel-
ter Langzeitpflegesysteme verdeutlicht, die in vielen Ländern den Be-
darf nicht decken können. In einigen Ländern wird die Langzeitpflege 
noch überwiegend durch den informellen Sektor abgedeckt. 

 
     17.   In einigen Länder ist das allgemeine Sozialschutzniveau bei Ren-

ten, Gesundheit und Langzeitpflege weiterhin niedrig, mit einem 
unterentwickelten Angebot, unzureichender Personaldecke und 
geringen Kompetenzen. Dies kann sogar zur Abwanderung quali-
fizierter Pflegekräfte führen und verdeutlicht die Verlangsamung 
oder das Fehlen sozialer Konvergenz in der EU. 
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     18.   In einigen neuen Mitgliedstaaten stagniert der Sozialschutz, wäh-
rend andere Länder ihn weiter modernisieren, beispielsweise 
durch eine angemessene Aufteilung der Renten zwischen den 
Partnern innerhalb eines Haushalts. 

 
     19.   Regionale Ungleichheiten bestehen fort und verdeutlichen, wie 

wichtig die nationale und regionale Umverteilung durch Finanz-
ausgleichssysteme für den Sozialschutz ist, wie in einem unserer 
ersten Berichte zur Beziehung zwischen wirtschaftlicher Integra-
tion und Sozialschutz argumentiert wurde. Der Sozialschutz als 
soziale Sicherung muss auf höchster Ebene organisiert werden. 
Inzwischen findet diese Idee auf europäischer Ebene sogar wach-
sende Unterstützung. 

 
Unsere sechste Konferenz zur Lage des Sozialstaats in der EU fand online 
statt, da der Termin mitten in der Pandemie lag, als Belgien kurz vor einer 
dritten Welle von Covid-Neuinfektionen stand. Zu diesem Zeitpunkt er-
fuhren die Rolle des Staats und die Bedeutung des Sozialstaats bei der 
Abfederung der Gesundheits- und Wirtschaftskrise wieder neues Inte-
resse und Anerkennung. Die Lehren aus der Vergangenheit, die man auf 
europäischer und nationaler Ebene aus den negativen Folgen des Spar-
kurses gezogen hat, wurden nach der Finanzkrise 2008 vielleicht noch 
nicht beherzigt, sicherlich aber nach der Schuldenkrise 2011. Dies ist ak-
tuell zwar durchaus angemessen, garantiert aber noch nicht den Schutz 
vor allen sozialen Risiken in allen Ländern und zu jeder Zeit sowie eine 
Symbiose aus wirtschaftlichem und sozialem Fortschritt für alle. Es bleibt 
weitgehend eine nationale politische Entscheidung im Ermessen der na-
tionalen politischen Kräfte. Während wir 2015 zu dem Schluss kamen, 
dass manchmal „Horrorgeschichten“ zur Lage des Sozialstaats angebracht 
sind, fällt unser Fazit aktuell positiver aus. Die siebte Konferenz zur Lage 
des Sozialstaats im Jahr 2025 mit dem Titel „Wer bezahlt den Fährmann?“ 
wird zeigen, ob dieser Optimismus gerechtfertigt war. 
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